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Londoner Vorſpiele.
Der amerikaniſche Botſchafter gegen „das Aushungern der
Nationen“. Brüſſel ohne Londoner Erfolg zum Scheitern
verurteilt. Wilſons ehemaliger Staatsſekretär über die
Rotwendigkeit eines amerikaniſchen Eingreifens zugunſten

Deutſchlands. Der unſchlüſſige Muſſolini.
London, 6. Dezember. (WTB.) Der amerikaniſche Bot-

ſchafter Harveh erklärte geſtern auf einem Eſſen im amerika
niſchen Klub zur europäiſchen Lage, die ganze Welt ſtehe
einer großen Gefahr gegenüber. Die Zuſammenkunft der Premier
miniſter der vier alliierten Mächte Europas Ende dieſer Woche ſei
die bedentſamſte Begegnung, die ſeit 1918 ſtattgefunden habe. Es
gebe außer Krieg noch andere Wege, um inernationale Kata-
ſtrophen herbeizuführen. Es gebe ſolche Dinge wie das Aus
hungern von Nationen durch andere. Wenn die Premier-
miniſter der vier großen Nationen Europas die Gefahr nicht ab-
wenden könnten, welchen Zweck habe es denn, irgend welche größe
ren und beſſeren Ergebniſſe von der Zuſammenkunft untergeord-
neter Perſönlichkeiten in Brüſſel zu erhoffen? Jn London
müſſe innerhalb der allernächſten Wochen eine internationale Ver
einbarung erzielt werden.

Paris, 6. Dezember. (WTB.) Der frühere Staatsſekretär
der Vereinigten Staaten unter Präſident Wilſon, Tum ulth,

gurüchgekehrt iſt, hat einem Berichterſtatter des „Jntran-
ſigeant“ erkbärt: Die Lage in Deutſchland iſt kritiſch. Das

Deutſchlands wird ſich in ſechs Monaten entfcheiden,
wenn die Reparationsfrage nicht raſch eine Löſung von ſeiten
Frankreichs und Englands finde und Amerika ſei bereit, mit
dabei zu hekfen ſo glaube er doch, daß eine Kataſtrophe von un
berechenbaren wirtſchaftlichen Folgen das Ergebnis
ſein werde. Er werde in Amerika ſeinen ganzen Einfluß auf
e die in Deutſchland gewonnenen Eindrücke zur Geltung
[7

London, 8. Degember. (WTB.) Wie verlautet, hat
MWuſſolini noch immer nicht endgültig mitgeteilt, ob er zu
der Sonnabend geplanten Londoner Konferenz kommt.
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Die Rede des amerikaniſchen Botſchafters in London iſt zweifel
n Wos offigiell zu bewerten und gibt die Auffaſſung der amerika
(h.' miſchen Regierung zur europäiſchen Lage wieder. Trotz aller durch

die dipkomatiſchen Rü gebotenen Vorſicht klingt durch die
ei, Ausführungen der Vorwurf gegen die Entente, mit Deutſchland

brutal zu verfahren. Wenn Harvey das „Aushungern
D von Nationen“ auf dieſelbe Stufe mit Krieg ſtellt, ſo iſt das

eine nicht zu verkennende und durchaus deutliche Kennzeichnung
des Verhaltens der Entente, insbeſondere Frankreichs gegenüber

P. Deutschland. Harvey vertritt die auch ſchon an dieſer Stelle mehr
eder. maks betonte Anficht, daß, wenn die Londoner Konferenz keine be
lin friedigende Löſung bringt, die Zuſammenkunft in Brüſſel keinen
lter Zweck hat. Denn es ift klar, daß die erſte Vorausſetzung eines
alle erfolgreichen Arbeitens in Brüſſel die Uebereinſtimmung der
h Alliierten in den Hauptpunkten iſt. Leider ſagt der Amerikaner
D. Harvey gar nichts darüber, wie weit Amerika ſeinen Einfluß

dagegen geltend zu machen gedenkt, daß die „große Gefahr“
abgewendet und das weitere „Aushungern der Nationen“ ver-
hindert wird. Da der Botſchafter offiziell darüber nichts zu ſagen
hat, wird wohl jenſeits des großen Teichs noch die berühmte Un-
ſchlüſſigkeit vorwalten. Was der offizielle Amerikaner
ſcheinbar nicht ſagen darf, verſichert der inoffizielle ehe-
malige Staatsſekretär Tumulty: Amerika ſei bereit zu helfen,
um Deutſchland vor unberechenbaren wirtſchaftlichen Folgen zu
bewahren. Er ſelbſt wolle drüben „ſeinen ganzen Einfluß auf-
bieten, um die in Deutſchland gewonnenen Eindrücke zur Geltung

euren zu bringen“. Wie weit Tumultys Einfluß reicht, wird man ab-
raucht warten müſſen. Das eine iſt jedenfalls ebenſo ſicher, wie das
5 andere unſicher iſt: Jn Amerika kennt man Deutſchlands ver-
n. zweifelte Lage und die Ausſichten, die eine hemmungsloſe Fort

ſetzung der gegenwärtig von Frankreich betriebenen Repa-
rationspolitik bedeuten; die amerikaniſche Regierung, die
wohl helfen möchte, iſt ſich jedoch im Augenblick noch nicht
darüber klar, wie weit ihr eventuelles Engagement in europä-
iſche Angelegenheiten ihr innen und außenpolitiſch ſchaden
könnte. Denn das unmittelbare Eingreifen Amerikas in die Re-
parationsfrage zugunſten Deutſchlands würde naturgemäß den
Verzicht Amerikas auf Rückerſtattung eines erheblichen
Bruchteils der in den Vereinigten Staaten aufgenommenen
interalliierten Schulden zur Folge haben. Zwiſchen
dieſen beiden Intereſſen ſchwankt die amerikaniſche Regierung,
ohne bisher eine Entſcheidung getroffen zu haben. Dieſe wird
auch bis zur Londoner Konferenz höchſtwahrſcheinlich nicht ge
fallen ſein. Darum bleibt Amerika für Deutſchland ein Poſten,
den es bedauerlicherweiſe trotz aller ſchönen Reden z. Zt. nicht in
ſeine Rechnung einzuſtellen vermag. Das iſt dasjenige Moment,
das uns angeſichts der Londoner Konferenz über deren Aus-
ſichten wir unſere Leſer nicht im unklaren gelaſſen haben am
bedenklichſten ſtimmt.

Kodle am der

der von einer hkängeren Studienreiſe in Deutſchland

Halle, Mittwoch, den 6. Dezember.

Miniſterpräſident Buck.
Mit den 49 Stimmen der Sozialdemokraten und Kommuniſten

gewählt.

Dresden, 6. Dezember. Der neue Sächſiſche Land-
tag hatte in ſeiner zweiten Sitzung am 5. Dezember nach der
War rer ordentlichen Ausſchuſſe nd der Bitter -Busſchunes
die Wahl des Miniſterpräſidenten zu vollziehen. Von der
ſozialdemokratiſchen F cktion wurde der bisherige Miniſterpräſi-
dent Buck zur Wiederwahl vorgeſchlagen. Andere Vorſchläge er
folgten nicht. Die Komimnun ſten erklärten ror dem EintLitt
in die Wahl durch ihren Sprecher, daß der Vorſchlag der Sazial-
demokraten ohne Mitwirkung der kommuniſtiſchen Fraktion zu-
ſtande gekommen ſei. Wenn die Kommuniſten der Wahl Bucks zu
ſtimmten, ſo ſolle das weder eine politiſche, noch eine perſönliche
Vertrauenskundgebung ſein. Von 94 abgegebenen Stimmen fielen
auf den Genoſſen Buck 49, auf den Volksparteiler Dr. Kaiſer s,
auf den Deutſchnationalen Hoffmann 18: 24 Zettel waren un-
beſchrieben. Mithin entfielen von 70 gültigen Stimmen 49 auf
den Genoſſen Buck. Er iſt alſo mit erheblicher Mebh. heit wieder
gewählt. Die Sozialdemokraten und Kommuniſten haben ge-ſchloſſen für ihn geſtimmt. Die Demokraten und der größte Teil
der Volksparteiler ſtimmten für ihren Fraktionsvorſitzenden Dr.
Kaiſer und die Deutſchnationalen geſchloſſen für ihren Führer
Hoffmann.

So

Weniger Vozir“
Amerika ſchwankt.

klamea n ans-a i

Merſe
erklärung ſtehen auf der Tagesordnung der nächſten Sitzung am
12. Dezember.
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Die ſächſiſchen Kommumſten haben damit den Weg zur Regie
rungspartei angetreten. Sie bernügen ſich zwar vorläufig noch
mit der anoenymen Teilnahme. Aber dieſe Zimperlickkeit wer
den ſie ſich mit der Zeit ſchon abgewöhner müſſen Man kennt
dieſe aus billigem Agitationsvedürinis entſtandenen verſchämten
Geſten. Noch eine ſächſiſche Landtagswahl und die KPD. ſitzt
mitten drin in der Regierung, und die KAPDriſten werden dann
„Verräter“ ſchreien. Bloß dic Zahl der Mitſchreier wird erfreu-
licherweiſe immer geringer.

Ein gefähr'icher Paragrapy.
Lieblingswunſch der Deutſchnationalen und Volksparteiler.

Der Rechtsausſchuß des Reichstages beſchäftigte ſich am Diens-
tag mit einer Aenderung des Strafgeſetzbuches, nach der die Be
hinderung oder Sprengung von Verſammlungen beſtraft werden
ſoll. Ein Vertreter des Reichsminiſters des Jnnern bat im Aus
ſchuß, dieſen neuen Geſetzentwurf zurückzuziehen, da die Regierung beabſichtige, dem Reichsrat noch in dieſem Jahre ein neues

Vereinsgeſetz vorzulegen, das dieſe Fragen regelt. Die
Deutſchnationalen widerſprachen, ebenſo die Deutſche Volkspartei.
Unſere Genoſſen ſprachen ſich gegen den Entwurf aus, über den die
Entſcheidung in der nächſten Sitzung des Ausſchuſſes gefällt werden
oll.Die Vereidigung des Miniſterpräſidenten und ſeine Regierungs ſoll

Der Antrag des Oberreichsanwalts.
Je h Jahre Zuchthaus gegen hultert und Oehlſchläger.

Leipzig, 6. Dezember. (Eig. Drahtbericht.)
Am zweiten Verhandlungstage wurde mit der Beweis auf-

nahme fortgefahren. Der Vorſitzende erinnerte Oehlſchläger zu
nächſt u. a. daran, daß er am Montag entſchieden beſtritten hat,
während ſeines Kaſſeler Aufenthalts nach Berlin und Wies-
ba den gereiſt zu ſein. Oehlſchläger: Jn Wiesbaden war
ich im April von Elberfeld aus. Fch habe dort eine bekannte
Dame aufgeſucht. Vor ſ. Das hätten Sie doch auch geſtern
j en.s gengin wurde dann die Stütze Katharina Wald-
ſchmidt aus Kaſſel vernommen, die ſeinerzeit bei Frau von
Schlieben tätig war. Sie bekundet, daß Oehlſchläger bei Frau
v. Schlieben ein Zimmer gemietet habe und daß er dann mehrere
Tage hindurch den Beſuch eines Herrn, namens Günther,
empfangen habe. Dieſer Günther ſei aber nicht mit Huſtert
identiſch geweſen. Dann habe Oehlſchläger immer von einem
Freund erzählt, der entweder ſchon in Kaſſel ſein ſollte oder täg
lich dort erwartet würde, und ſchließlich ſei dann Huſtert erſchienen
und habe ſich ebenfalls bei Frau v. Schlieben eingemietet. Vom
gleichen Tage an ſei dann Günther nicht mehr gekommen.
Huſtert: Jch war es, der Oehlſchläger in den erſten Tagen
öfters beſucht hat. Zeugin: Nein, es war ein anderer Herr.

Der Vorſitzende legt der Zeugin dann das Bild eines jungen
Mannes in Uniform vor: War es vielleicht dieſer Herr? Zeu-
gin: Ja, er ſieht dem Bild ähnlich. Dieſer Herr iſt dann nicht
mehr erſchienen, als Huſter bei uns einzog. Vor ſ. Wie waren
denn die Geldverhälnitſſe der beiden? Zeugin: Sie haben
pünktlich und gut bezahlt, mehr als alle anderen Mieter. Anfang

uni en beide weg, obgleich ſie die Miete bis zum 15. Juni
ezahlt hatten. Als ich einige Wochen ſpäter abends nach Hauſe

kam, begegnete mir an der Haustür plötzlich Oehlſchläger. Jch
war ganz erſtaunt; denn ſie hatten bei ihrem Fortgehen geſagt,
ſie verließen die Stadt. Als ich dann nach oben kam, äußerte
Frau v. Schlieben, die anſcheinend betrunken (1) war, Oehl-
ſchläger würde nächſtens wiederkommen „und er ſolle das Zimmer
eines Mieters erhalten, der ausziehe. Das war acht bis vierzehn
Tage nachdem. Jch habe ein anderes Mal noch Oehlſchläger in
der Hohenzollernſtraße in Kaſſel getroffen. Oehlſchläger:
Jch kann mich deſſen nicht entſinnen. Vor ſ. Es iſt doch aber
merkwürdig, daß Sie

nach dem Attentat
bei Frau v. Schlieben geweſen ſind. Angekl. (ſchweigt).
Vorſ.: Jch möchte Sie doch ermahnen, hier Jhre Haltung zuändern. Ich erinnere Sie nur an Jhr geſtriges Auftreten gegen-
über dem Herrn Nebenkläger, der ſich hier mit geradezu bewun-
dernswerter Nachſicht und Objektivität geäußert hat.

Anſchließend wurde der Reiſende Böke aus Elberfeld ver-
nommen, der Huſtert von Elberfeld aus nur oberflächlich kennen
will. Jm Mai habe er in der Nähe von Kaſſel ſeinen Urlaub
verbracht und ſei am 20. Mai nach Kaſſel gefahren, um dort einen
Freund zu beſuchen. Bei dieſer Gelegenheit habe er dann Huſtert
getroffen, den er ſpäter mehrere Male in ſeiner Wohnung befe
habe, wobei er Oehlſchläger kennenlernte. Wie der Zeuge be-
kundet, haben Oehlſchläger und Huſtert auch öfter auf einer Bank
am Wilhelmshöher Platz

in der Nähe des Scheidemann-Hanſes
geſeſſen. Der Zeuge beſtreitet nicht, daß in den Unterredungen
die er mit Huſtert und Oehlſchläger hatte, auch einmal von

Vormintag ſo pr. Doſſar 8375
Tendenz: Feſt.

Scheidemann geſprochen wurde, will aber von einem Attentatsplan
nichts gewußt haben. Vor ſ. Iſt Jhnen nicht aufgefallen, daß
die beiden ſoviel Zeit hatten und ſich im übrigen mit nichts be
ſchäftigten? Zeuge: Ja. Als ich Huſtert einmal darüber
befragte, erklärte er, er mache Geſchäfte für eine Papierfabrik.

Die Zeugin Wagner, bei der Oehlſchläger und Huſtert, ſo
lange ſie bei Frau v. Schlieben wohnten, gegeſſen hatten, bekundet,
daß ſie ſich mehrfach mit den Angeklagten über Politik unter-
l abe. Kurz vor dem Attentat hatte Oehlſchläger einmal
geäußert:

„Alle, die heute in der Regierung ſind, ſind Spitzbuben
und Halunken und gehören vor die Piſtole.“

Huſtert äußerte ein anderes Mal:
„Scheidemanns Tage ſind gezählt.“

Huſtert: Er ſei nicht beſchränkt, ſolche Geſtändniſſe zu machen.
Die Zeugin bleibt aber bei ihren Bekundungen.

Dann wurde Polizeiinſpektor Lennartz aus München-Glad-
bach vernommen, der ſeinerzeit auf Grund von Mitteilungen über
Beziehungen der Elberfelder Organiſation O zu den Rathenau-
Mördern in der RathenauMordſache tätig war. Der Zeuge gibt
an, daß ihm von einem Gewährsmann, und zwar von einem Offi-
zier, die Mitteilung gemacht worden ſei, daß ein Student Alfred
Günther, der militäriſche Leiter der Organiſation O Elber-
feld, ſich dahin geäußert habe, Tilleſſen habe Huſtert beauftragt,
Scheidemann zu beſeitigen. Auf Befragen des Vor
ſitzenden erklärt Huſtert, daß er der Organiſation O nicht an
gehöre, daß er ſich nur als zugehörig zu ihr gefühlt habe.
dabe leſſen will er nie in ſeinem Leben geſehen oder geſprochen

en.
Dann wurde der Polizeipräſident Kleiböhmer aus Breslau

vernommen, der folgendes mitteilt: Von einer Breslauer Dame
ſei ihm mitgeteilt worden, daß ſie mit einer Dame aus Wies-
baden im Eiſenbahnabteil zuſammen gefahren ſei. Dabei habe
ihr dieſe Dame erzählt, ſie ſei mit einem Hauptmann Oehlſchläger
bekannt geworden. Am Himmelfahrtstag ſei Oehlſchläger plötzlich
ganz verſtört zu ihr nach Wiesbaden gekommen und habe erklärt.
er müſſe die Beziehungen zu ihr abbrechen, er könne nur noch dem
Vaterlande dienen. Gleichzeitig habe er ſein Bild von ihr zurück
verlangt. Auf ihre verwunderte Frage, was denn los ſei, habe
Oehlſchläger geantwortet:

„Das Los iſt auf mich gefallen.“
Vor ſ. Er ſagte alſo: „Das Los iſt auf mich gefallen
Zeuge Jawohl, ſo wurde mir berichtet. Hierauf trat eineMittagspauſe ein.

Als letzte Zeugin wurde nach der Pauſe Fräulein Charlotte
Schade aus Berlin vernommen. Die Zeugin hatte gelegentlich
eines Aufenthalts in der Oberförſterei der Hohenloheſchen Güter,
in der die beiden Angeklagten unter falſchem Namen als Wald-
arbeiter tätig waren und wo ſie verhaftet wurden, mit Huſtert
ein Geſpräch über das Scheidemann Attentat. Nach Angabe der
Zeugin hat Huſtert ihr damals erklärt, der Anſchlag ſei mit Blau-
ſäure ausgeführt worden. Die Blauſäure und der Gummiballon
hätten 25 000 Mk. gekoſtet und wären in einer Apotheke beſorgt
worden. Die Zeugin will bei dieſem Geſpräch nicht gewußt haben,
ob Huſtert das von ſich ſelbſt erzählte oder von einem andern.

Schließlich macht noch Kriminalkommiſſar Gröpengießen
darauf aufmerkſam, daß es ſchon bei der erſten polizeilichen Ver
nehmung der Zeugin ſehr ſchwierig war, etwas aus ihr heraus
zubekommen. Nach der Vernehmung kam es dann zu einem kleinen
Zwiſchenfall, als Fräulein Schade plötzlich die Vermittelung des
Gerichtsdieners in Anſpruch nehmen wollte, um für ihre Schweſter
Sprecherlaubnis mit Oehlſchläger zu erhalten. Der Vorſitzende



a ſteht ſo hoch, daß er

ſchweigen. Die

e nochmals vortreten und fragte fie, ob denn
ihre ker in näheren Beziehungen zu Oehlſchläger ſtände.

Die Zeugin antwortete darauf mit einer unwilligen Kopf
vdewegung, was dem Vorſitzenden Veranlaſſung zu einer Rüge gab.

Dann nahm
Oberbürgermeiſter Scheidemann

das zu einer ren Rechtfertigungsrede. Zunächſt wieser die g der Angeklagten zurück, ihn in einer Pilſener
Bierſtube kennen gelernt zu haben. Seit einem Jahre hat Scheide-
mann die Pilſener Bierſtube in Kaffel nicht mehr betreten.
Scheidemann fuhr dann fort: Die Angeklagten haben hier an-
gegeben, daß ſie das Attentat auf mich verübt hätten, weil ich die
Fromt unterminiert und die Matroſenmeutevei unterſtützt hätte.

erdes ift falſch und völlig abwegig. Jch erinnere nur daran, daß
ich gevade von den Kommuniſten auf das ſchlimmſte angegriffen
wor bin, viel mehr noch als von den Rechtsparteien, weil ich
den letzten Pfennig für eine glückliche Veendigung des Krieges
bewilligt haben ſoll. Das wäre alſo gerade das Gegenteil, was
mir die Angeklagten vorwerfen, und man hat mich damals geradezu
gu einem Nationgalpatrioten zu ſtempeln verſucht. Im Reichstag
erhielt ich zum erſten Male die Nachricht von der Meuterei der
Marine, und zwar r ich mich gerade in der Budgetkommiſſion,
als die Meldung einlief. Später, als mir der Staatsſekretär des
Reichsmarineamtes die eingelaufenen Meldungen zeigte, in denen
über die verſchiedenen Einzelheiten der Meuterei berichtet wurde,
erklärte ich ihm: „Da ſehen Sie das furchtbare Unglück.“ Jn den
Telegrammen wurde damals die Entſendung eines Abgeordneten
als Vermittler gefordert. Ehe noch überhaupt das Kabinett zu
dieſer Forderung Stellung nahm, verſtändigte ich mich telephoniſch
mit Noske und legte ihm nahe, nach Kiel zu refſen, um dart zu
vermitteln. Dieſem, meinem Vorſchlag hat ſich dann das Knubinekt
angeſchloſſen und Noske nach Kiel entſandt. Das iſt meine ganze
Teilnahme an der Matroſenmenterei, die, wie die Angeklagten
behaupten, ich begünſtigt haben ſoll. Weiter haben die An
geklagten geſagt, ich hätte

den Kaiſer verraten.
Dazu dabde ich zu erklären, daß Prinz Mar von Baden nur unter
der Bedingung als Reichskanzler in das Kabinett getreten iſt,
daß auch die Sozialdemokratie zugelaſſen würde. Jch war gegen
einen Eintritt der Sozialdemokratie in das Kabinett, weil ich es
nicht für opportun hielt, im letzten Stadium des furchtbaren Un-
glücks das bankerotte Unternehmen mit unſerem guten Namen
zu decken. Mit dieſer Anſicht blieb ich aber in der Minder-
heit. Meine Freunde überſtimmten mich; deun ſie wollten es
vermeiden, daß uns ſpäter ein Vorwurf gemacht werden könnte,
wir hätten etwas unterlafſfen, was unſer Land hätte retten
können. So wurde ich denn in das Kabinett gewäblt. Es kamen
dann die Notfchreie aus dem Großen Hauptquartier, die Forde-
rung nach Waffenftillſtand. Es hieß, das Heer halte nicht mehr
ſtand. Wir haben uns gegen dieſe Forderung gewehrt und haben
erklärt, man dürfe die Sache nicht überftürzen. Aber das war
vergebltch. Es kam die

drinugende Forderung von Ludendorff:
„Es geht nicht mehr; ich bitte um Waffenſtillſtand. Das

Heer hält nicht mehr aus; Nachricht vom Waffenſtillſtand muß
innerhalb 24 Stunden bekannt werden.“
Jn diefem furchtbaren Stadium haben wir dann gehandelt,

wie die Mehrheit des ganzen Volkes es forderte. Nun zu
meiner Teilnahme an der Revolution. Am Abend des 9. November
hielt ich in einer Berliner Verſammlung einen Vortrag, in dem
ich ſagte: „Um Gotteswillen, tut was Jhr könnt, um ein Blut-
vergießen zu verhbindern. Vielleicht wird noch alles gut. Es beſteht
die Hoffnung, daß der Kaiſer morgen zurücktritt.“ Denn der
Rücktritt bis zum nächſten Morgen war die ultimative Forde-
rung der Sozialdemokratie. Später ift dann ſehr geſchickt und ent
ſprechend der Art und Weiſe wie die Angeklagten hier auftreten,
die Hetze gegen mich in der Preſſe in Szene geſetzt worden. Der
Angeklagte Oehlſchläger ſagte hier, ich hätte

dem Kaiſer Möbel geſtohlen.
bitte um Vergzeihung, wenn ich auf dieſen Dreck eingehen muß.

angegriffen werden kann,
zu diefem Vorwurf nicht

öbel, die bei mir in Repräſentationsräumen,
in Empfangs, Konferenz und Wartezimmer uſw. ſtehen, ſind vom
Magiſtrat der Stadt Kaſſel käuflich vom Staat erworben worden,
und ich bin ſpäter in dieſen Vertrag eingetreten. Huſtert er-
laubte fich nach dieſer Rede Scheidemanns einige freche
Erwiderumgen, die von dem Vorſitzenden gebührend
gekennzeichnet wurden.

7

Das Plaidoyer des Staatsanwalts.
Nach längerer Beratung lehnte dann das Gericht alle weiteren

santräge ab und Oberreichsanwalt Dr. Gbermayer nahm
das Wort zu feinem Plädoyer. Er führte u. a. aus: Erzberger,
Scheidemann Rathengau drei Etappen auf dem Wege
des ſogen. politiſchen in Wirklichkeit gemeinen Menhel-
mordes. Drei Ereigniſſe, die nicht etwa zeitlich zufä zu
ſammenfallen, ſondern die eng miteinander in innerem im-
menhang ſtehen. Drei Glkieder einer Kette, die vielleicht noch nicht
die letzten find. Taten, die hervorgegangen find aus einer ver

aks Oberbürgermeiſter kann i

hildas Geheimnis.
105 Roman von Maria Linden.

„Mein Kind ſoll unter Jhresgleichen aufivachſen?“ rief Hilda
entſetzt aus. „Es ſoll jeden Abend ſeine geſunden Glieder, ja ſein
Leben riskieren? Das dulde ich nun und nimmermehr!“

„Du wirſt es dulden müffen, meine Schönſte“, ſagte Löwenherz
mit einem zyniſchen Lachen. „Du weißt, daß ich dich dazu zwingen
werde.“

Hildn richtete ſich auf, fie riß das Kind an ihre Bruſt, als ob
ſie es ſchon jetzt vor dem brutalen Menſchen ſchützen müßte, dann
rief ſie laut, mit weithin ſchallender Stimme, die bis in die an-
ſtößende Küche drang:

Suskal! Zu Hilfe!“
omme, Gnädigel“ antwortete Suska ſehr erregt.

Nun hielt Löwenherz es für geraten, ſich zu entfernen. Jm Ab
gehen rief er der jungen Mutter zu:

„Jch komme wiederl! Du ſollſt und mußt mein werden!“
Als Löwenherz in den Hausflur trat, kam Suska durch die andere

Tür in das Zimmer. Sie fand Frau Schönfeld in einer tiefen Ohn-
macht, das Kind hielt ſie ſo feſt in den Armen, daß es der
treuen Polin Mühe koſtete, es ihr zu entreißen.

Die Polin wuſch Hildas Stirn und Schläfe mit Eſſig, ſie
verbrannte eine große Feder unter ihrer Naſe und wendete alle ihr
bekannten Hausmittel an. Endlich hatten die Bemühungen Er-
folg, die Ohnmächtige ſchlug die ſchönen, dunklen Augen auf, aber
dieſe glänzenden Augen hatten einen irren, verzweifelten Blick. Mit
heiſerer Stimme bat Hilda:
„Gib mir meine Kleider, gute Suskal!l Hülle das Kind warm

ein. Wir müſſen fliehen, immer wieder fliehen, bis ich tot am
Wege zuſammenbreche!“

„Nicht doch, gute, liebe Frau Doktor“, bat die Polin. „Be
uhigen ſich Frau Doktor doch. Weshalb wollen Sie denn von hier
ort? Sie ſind ja hier zu Hauſe. Hier ſteht Jhr ſchönes Sofa under feine Stuhl, hier iſt

aufgefpürt.
liebe Suska!

der Wagen von dem Herzenskinde.“
fort“, unterbrach Hilda ſie angſtvoll. „Er hat mich
Er will mich zwingen, ihn zik heiraten. Hilf mir,

Ach, wie mir vor dem Menſchen graut!“
Die Polin hatte Löwenherz nicht in dem Zimmer gefunden, als

ſ eintrat, deshalb glaubte ſie, Frau Schönfeld rede irre. Sie
agte beſchwichtigend: v r

eeeeeeeereeeeeea

gifteten Atmoſphäre, wie
Hetze gegen die führenden t geſchaffeden iſt und leider noch täglich geſchaffen wird. Die Täter in allen
drei Fällen ſind nicht dieſelben Perſonen, aber in allen drei Fällen
entſtammen Täter, Teilnehmer und Begünſtiger denſelben Bevölke-
rungsſchichten, ſtehen ſie alle in engem Zuſamm g, kennen und
unterftützen ſich. Sie ſind Mitglieder gewiſſer Organiſationen und
Verbände. Es ſind Perſonen, die vielkeicht an einer geeigneten
Stelle ſich gut geführt hätten, die aber t wurgzellos geworden
ſind, die durch ein Landsknechtsleben die Scheu vor fremden
Menſchenleben völlig verloren haben, die

von Drahtziehern verhetzt,
es als Sport betreiben, führende Männer, deren Gegner ſie ſind,
entweder aus Raſſenhaß oder, weil ſie ſie für Schädlinge halten.
beiſeite zu ſchaffen. Dabei zeigen dieſe Angeklagten keine Spurvon Einſicht oder Reue. Jm Gegenteil, ſie freuen ſich noch ihres
tragiſchen Ruhmes. Jhr Verhalten zengt von einer Perver-
fitätdes Fühlens und Denkens, von einer Verkennung
alles deſſen, was Recht und Geſetz iſt, wie man es ſich ſchauderhafter
nicht vorſtellen kann. Wie im Fall Rathenau, werden wir uns hier
zu fragen haben, ob der Gedanke der Tat im Hirn der Täter ohne
weiteren Einfluß entſtanden iſt, oder ob hinter ihnen beſtimmte
Verbände und Organiſationen ſtehen, die ſie angeſtiftet, ihnen den
Gedanken eingegeben haben und die ſie in der Ausführung der
Tat unterſtützten. Auf dieſe letzte Frage hat die Verhandlung keine
Antwort gegeben. Vielleicht wird man, wie ſeinerzeit, nach dem
RathenauProgeß, von einer gewiſſen Seite uns den Vorwurf
machen, wir hätten die Fäden abſichtlich nicht entwirrt. Kein Vor
wurf iſt unberechtigter als dieſer. Jm RathenauFall war es nicht
möglich, die wetteren Fäden zu entwirren. Noch weniger beſtand
die Möglichkeit hier. Die Unterſuchung gegen andere iſt im Gange,
und es wäre eine große Torheit, goram publico Teilergebniſſe
dieſer Unterſuchung breitzutreten. Für ſo töricht ſoll man uns
doch nicht halten. Dabei machen wir täglich die h Erfahrung,
daß wir in den Prozeſſen dieſer Art ganz J uerlich angelogen
werden, und zwar von Leuten. die nach ihrer ung und Stellung
fich ſonſt wohl vor der Lüge ſcheuen würden, die aber der Auf-
ſafſung ſind, fie befänden ſich in einem Kampf gen uns, in dem
jedes Mittel recht iſt. Jm vorliegenden Fall ha t es ſich um das

typiſche Beiſpiel eines gemeinſchaftlichen Mordverſuches.
Daß beide die Abſicht hatten, Scheidemann zu töten, nicht etwa
ihm nur einen Denkzettel zu verabreichen, haben beide An-
geklagten ſelbſt zugegeben. Jeder von ihnen hat die Tat als eigene
gewollt. Ob Huſtert ſie ausgeführt, oder der andere, iſt für die
Frage der Mittäterſchaft gleichgültig. Es kann auch keine Rede
davon fein, daß es ſich um einen Verſuch mit untauglichen Mitteln
handelte; denn die Blauſäure hätte unbedingt den Tod herbei
geführt, wenn es dem Attentäter gelungen wäre, Scheidemann beſſer
zu treffen. Man hat es alſo mit einem

überaus gefährlichen Mordverſuch
zu tun. Der Einwand, daß Huſtert bei der Ausführung der Tat
nicht die notwendige Ueberlegung gehabt habe, ſei ebenfalls völlig

J Es n R d P gehandelt habe. as anlange, ſo fe einzigewas zugunſten der Angeklagten fpräche, ihre bisherige Unbeftraft
heit. Auf der anderen Seite ſei die Tat überaus ſchwer und ge
meingefährlich. Es handle ſich um einen lange überlegten Mord-
verſuch. Ueberdies hätten die Angeklagten einen ſtaunenswerten
Zynism us dabei gezeigt einen Zynismus, wie er ſich ſchänd
licher kaum denken laſſe. Dieſe Tatſache nötige zu einer hohen
Strafe, wobei kein Grund vorliege, die Angeklagten verſchieden
zu beſtrafen.

Der Oberreichsanwakt beantragte
nach einer längeren Anklagerede gegen jeden der beiden Augeklag-
ten im Scheidemann- Prozeß wegen Mordverſuchs eine Zuchthaus-
ſtrafe von elf Jahren, gegen Oeblſchläger außerdem wegen un-
erlaubten Waffentragens ſechs Monate Gefängnis, zuſammenzu-
ziehen auf eine Geſamtſtrafe von ekf Jahren drei Monaten Zucht
haus. Ferner beantragte der Oberreichsamwalt gegen beide An-
geklagte Aberkennung der bürgerlichen Ehren-
rechte auf die Dauer von zehn Jahren, wobei er ſich auf den

ſelben Standpunkt ſtellte wie im Rathenau-Prozeß, daß nämlich
bei wirklich politiſ chen eine Aberkennung der Ehren
rechte nicht in Frage komme, bei einem Verbrechen aber, wie dem
vorliegenden, bei dem es ſich um einen gewöhnlichen
Meuchelmordehandle, müſſe der Spruch auf Aberkennung der
bürgerlichen Ehrenrechte lauten

des Nebenklägers, Juſtizratin nahm der Verteidi
Werthauer, das Wort. Er bedauerte zunächſt, daß das Gericht
aus Rückſicht auf andere Unterſuchungen weitergehende Ermitte
lungen abgelehnt habe. Werkhauer widerlegte dann die verſchiede
nen Angaben der Angeklagten.
der die Spritze und das Gift überbracht haben ſoll, bezeichnete er
als ein Märchen. Das Gift ftamme nicht von Ungarn, ſondern
ausder Mörderzentrale. Die Mordmitzel dieſer Mörder
zentrale werden zwar gewechſelt. Zum Schluß erklärte Dr.
Werthauer, daß die Angeklagten nur mit einem Tage Haft beſtraft
würden, wenn ſie fich entſchließen, die Wahrhert zu ſagen und ſich
von dem Lügenfyftem loszureißen. Da dies aber nicht der Fall ſei,
müßten fie hart angefaßt werden.
Hierauf kamen die Verteidiger zu Wort, die leider die Miſſetaten
ihrer Mandanten zum Teil r decken verſuchten. Sodann wurde
die Perhandlung auf heute, Mittwoch, vormittag, vertagt.

Männer Landes geſ. wor

Die Geſchichte mit dem Ungarn,

Cauſanne.
Die beim Dardanellen-Problem ins Stocken geratene Konfereng,

Tſchitſcherin als Sprengpulver.
Die Konferenz von 272 nne, die für die Moſſul Frage

noch keine Antwort gefunden hat, iſt beim Meerengen-
Problem ins Storken ten. Wie in Gznuag, iſt in
Lauſanne der Vertreter Rußlands, Tſchitſcherinm, die Fer-
ſönlichleit, die Sprengpulver auf den Konferengztiſch wirft.
r griff gleich nach ſeiner Ankunft in die Verhandſungen ein.

Für die Meerengen- fo führte er in einer kängeren Rede
aus, gebe es nur eine Löſung: Verbot für Kriegsſchiffe und
Militärfkuggzeuge, di Moerengen zu befahren. Man dann nicht
leugnen, daß dieſer Vorſceh eine prakti Löſung in ſich birgt.

Aber ſo war es bon England nicht gemeint, wenn es ſich über
upt auf eine Erörterung der Frage einließ. England betrachteteſ. als die Vormacht am Brsporus. Es beabſetchtigt nicht, dieſe

zachtſtellung aufzugeben, wenn es auch, durch die Ungunſt der
Verhältniſſe gezwungen, bereit iſt, der Türkei einen Teil ihrer
Spubveränitätsrechte wiederzugeben. Die Forderung Tſchitſecher
gar der Türkei das Recht zu erteilen, die Dardanellen zu be
feſtigen, iſt für England unannehmbar. Es fcheint, daß auch die
anderen Entontemächte urſprünglich einmütig gegen TſchitfeterinFront machten. Als es ſich allerdings darum hundelte, die Haltung

der Ententemächte ſchriftlich zu fixieren, erklärte der Vertreter
Jtakiens, hierzu von Muſſolini nicht ermächtigt worden zu ſein.
So mußte denn die Erörlerung ausgeſetzt werden, bes eine Ant-
wort von Muſſolini einläuft. Man wird dieſer Ankwort mit
Spannung entgegenfehen können, da es bekannt iſt, daß fich Muſ
ſolin i. gerade in der Meerengen-Frage eine Sonderſftelkung
vorbehalten hat, die von den Anſichten Tſchitſcherins nicht weil
entfernt zu ſein ſcheint.

Reichswehr- Sorgen.
„Heil Dir im Siegerkranz.“ Der 27. Januar dienſtfrei.

Der e zur Prüfung der Vorwürfe gegendie Reichzwehr be handelte am Dienstag zunächſt den Fall in
Hannover, wo Schutzpolizei- Offiziere und Reichswehroffiziere
kurz nach den Rathenauwiord anläßlich einer Abendfeier „Heil
Dir im Siegerkranz“ geſungen haben. Die Schutzpolizei-
Offigziere, die daran beteiligt waren, ſind damals entlaſſen worden.
Bei der Unterſuchung gegen die beteiligten Reichswehroffigiere
ſtellte ſirh heraus, daß ſie an dem Abſingen des Liedes nicht be
teiligt geweſen ſind. Sie wurden lediglich aufgefordert, aufzu-
ſtehen, was ſte auch getan haben. Der mitanweſende Reichs
wehr kommandeur hat aber ſofort ſeinem lebhaften Un-
willen über dieſe Ungechörigkeit zum Ausdruck gebracht
und ſich kurz darauf mit ſeinen Offizieren entfernt. Ueber-
dies hat er am anderen Morgen ſofort Meldung an ſeinen Vor-
geſetzten erſtattet. Das Verhalten der Offiziere wurde vom Aus-
ſchuß als korreft bezeichnet und damit der Fall für erledigt erklärt.

Jm Fall Göttingen hat der Bataillonskommandeur Fran-
zius an Kaiſers Geburtstag einen dienſtfreienTag angeſetzt und ferner die Truppen durch Bataillons-
befehl zum Beſuche eines Vortrages über das Leben imHauſe Doorn aufgefordert. Ferner hatte er als Parole-Wort
für den in Frage kommenden Tag das Wort „Doorn“ aus-
zewählt. Das Wehrminiſterium hatte ſofort eine Unterſuchung
dieſer Angelegenheit veranlaßt. Der Wehrminiſter forderte die
Entlaſſung dieſes Offiziers, der inzwiſchen ſein Abſchieds-
geſuch eingereicht hat. Am Montag werden die Verhandlungen
fortgeſetzt.

Deutſchrumäniſche Gerhandiungen
Jn Bukareſt unter Leitung Dernburgs.

Die deutſch rumäniſchen Verhandhungen zur Klärung ver
ſchiedener Finanz und Wirtſchaftsfragen haben in Bukareſt
gonnen. Der Führer der deutſchen Abordnung iſt Reichsta
abgeordneter Dernburg. Es handelt fich bei den Wirtſchaft
fragen in erſter Linie darum, Rumänien zu bewegen, die aus
Artikel 18 des Friedensvertrages herrührenden Sperrmaßnahmen
urückzunehmen, wie das ſchon viele andere Staaten getan haben.
ei den Finanzfragen drehen ſich die Verhandlungen haupt

ſächlich um die Ablöſung der Noten der Banca Generalag.

Das Vermögen Ehrbardts beſchlagnahmt.
Die Beſchwerde des Verhafteten zurückgewieſen.

Wie aus Leipzig gemeldet wird, hat der Staatsgerichts
Hof zum Schutze der Republik die Beſchwerde des Kapitänleutnants
Ehrhardt gegen den Haftvefehl zurück gewieſen. Weiter hat
der Gerichtshof beſchloſſen, Ehrhardes geſamtes Vermögen zu be
ſchlagnahmen. Wie verlautet, verfügt der Verhaftete über ein ſehr
betvächkliches Vermögen in Bayern.

Rücktritt des ſpaniſchen Miniſteriums. Nach einer Habvas-
S r Madrid hat das ſpaniſche Miniſterium ſeinen Rück
tritt erklärt.

„iebe, gute Frau Schönfeld, Sie haben ja nur geträumt.
Liegen Sie ganz ſtill, viellecht können Sie daun wieder ein
ſchlafen. Das Kindchen wird uns krank werden, wenn Sie ſich
ſo aufregen. Jch werde bei Jhnen bleiben. Jch kann ja auch beide
Türen zuſchließen.“

„Das nutzt mir alles nichts“, murmelte Hilda.
Die Hyäne hetzt mich weiter. Ach, mein armes Kind! Haſt du ihn
micht geſehen, Suska?“

„Wen, Gnädige?“ fragte die Polin.
„Nun, doch Löwenherz', antwortete Hilda. „Hier ſtand er“, ſie

wies auf eine Stelle neben ihrem Bett, „und quälte mich mit ſeinen
Drohungen! Hilf mir jetzt, Suskal Wo find meine Strümpfe?
Gib mir meine Kleider her!“

„Großer Gott, Sie fallen ja tot hin, wenn Sie auf die Land
ſtraße gehen!“ jammerte Suska. „Morgen, wenn Sie ausgeruht
ſind, dann beſorgt der Vater einen bequemen Wagen, und dann
fahren wir zuſammen fort.“

„Rein, ich muß gleich gehenl“ rief Frau e in Todes
angſt. Sie ſprang aus dem Bett, lief mit nackten Füßen bis zum
Kleiderſchrank hin, riß haſtig einige Sachen aus demſelben und
begann ſich in wilder Haſt anzukleiden. Aber wie ſchnell verſagten
ihr die ſchwachen Füße den Dienſt! Nach wenigen Augenblicken
ſchon brach ſie zuſammen, und wenn Suska ſie nicht in den Armen
aufgefangen hätte, dann wäre fie zu Boden geſtürzt. Das junge,

ſtarke Mädchen trug die zarte Frau auf ihr Verte zurück und Hot
alles auf, um fie zu beſchwichtigen; aber Hildas Unruhe ſtieg mit
jeder Minute, bald brannten ihre Wangen in Fieberoſart und aus

ihren ſchönen Augen ſprach eine ſolche Todesangſt, daß die treue
Sitska das innigſte Mitleid mit ihr fühlte. Janmer wieder richteten
ſich die Blicke der Kranken voller Furcht auf Türe und Fenſter. Da
zündete die Polin die Lampe an, obgleich es heller Tag war, ſie
legte die Fenſterladen vor und verſchloß die Türen. Hilda wurde
etwas ruhiger. Nach einiger Zeit fiel ſie vor Erſchöpfung in einen
tiefen Schlummer. Aber derſelbe war unruhig. Sie ſchrie wieder
holt laut auf

„Die Hhäne! Die Hyäne! Siehſt du ſie nicht, Suska? Jetzt
zerreißt mich!gräbt ſie ihre Zähne in mein Fleiſchl Sie

Hiklf mir!“
Wenn Suska dann beſchwichtigende Worte ſpruch, dann beruhigte

ſich die Kranke für kurze Zeit wieder, aber bald begann ſie wieder
zu phantaſieren. Die arme Suska geriet in große Angſt. Als ihreMutter aus dem Keller kam, bat Suska ſie, Pera zu kommen

und nach Frau Schönfeld zu ſehen.
„Mädel, du haſt der Frau gewiß den Kaffee zu ſtark gekocht“, ſagte

Frau Gwizdek tadelnd. „Sie iſt ja ſo rot, wie eine Pfingſtroſe.“

Jch m fort.

„Auch nicht einen Tropfen Kaffee hat meine Gnädige getrunken,“
verteidigte ſich Suska, „fſondern nur Milch. „Mutter, ſollen wir
nicht nach Görſchen fahren und den Doktor holen?“

„Da müßten wir nach Rawitſch ſahren,“ ſagte die Mutter, „denn
ein Doktor in Görſchen iſt ſchwer krank und der andere iſt zu der
Beerdigung ſeines Vaters. Und dann weißt du doch, wie gern
die Gnädige fremde Menſchen hier ſieht. Sie hat ja auch durchaus
keinen Doktor haben wollen, als das Kindchen kam. Vielleicht ſchilt
fie uns nachher.“

„Ach nein, die Gnädige ſchilt ja nie“, entgegnete Suska, „aber
daß ſie keinen Doktor wollte, das iſt ja wahr. Hoffentlich wird
es ſo beſſer.“

„Es wird ſchon“, tröſtete die Bäuerin, „mach deiner Herrſchaft
nur fleißig kalte Umnſchläge auf „die Stirn und halte ihre Füße
warmn, dann wird morgen alles gut ſein.“

Suska wachte die ganze Nacht bei der Kranken, die fortwährend
phantaſierte. Gegen Morgen ſchien ſie ruhiger zu werden. Da
krähte der junge Hahn hell und ſchmetternd. Als ob ſie einl Benhieb getroffen hätte, ſo ſprang Hilda in die Le und
chrie
„Fort! Fort! Mein Mörder iſt mir auf der Spurl!“
Die fleißige Hausfrau, die ſchon das Viehfutter kochte, hörte

den angſtvollen Ruf und kam aus der Küche ins Zimmer geſtürzt.
„Was iſt denn geſchehen fragte ſie ängſtlich.

„Die Mutter muß den Hahn verkaufen“, ſagte Suska ſehr ent
ſchieden. „Das Vieh hat meine Gnädige in den Tod erſchreckt!“

„Ach, ſolch ein ſchönes Tier gibt man doch nicht gern her“,
murmelte Mutter Gwizdek ſehr unentſchloſſen, aber nun zählte die
Tochter ihr die Geſchenke her, die Hilda der Familie gemacht hatte,
ſie warf ihr die hohe Miete vor, die Hilda zäahlte, die vielen Lecker
biſſen, die Frau Gwizdek von ihr erhalten hatte, daß diefe be
ſchämt ſagte:

„Sei nur ruhig, Mädchen! Jch verkaufe ihn!“
n(Fortſetzung fohgt.)

Haliſches Theater and. Kunſtleben,
Stadttheater. Jn der heute abend 72 r tfiheute abe e Nhr ſtattfindenden Aufführung von Richard Wagners „Fliegendem rlangeee un

Willi Sonnen die Titelpartie. Donne stag 7 Uhr wird Schillers
ar wiederholt. Freitog und Sonng „Ein Maskenball“, Sonnabend „Polenbkut“, 5Se lenblut“, Operette von

m ThaliaTheater wird am nächſten Sonntag dater a tächſten Sonr er ank„So'n Windhund“ wiederholt. Karten im u
Kaſſe des Stadttheaters 7 r r r. nw wen
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Reichstag.
Bunte Tagesordnung. Der Reichsjuſtizmi verteididie „kurrekte“ Münchener gert in

Berlin, 6. Dezember.
Auf der T esordnung ſlanden geſtern zunächſt 20 Keine An

fragen. Die eutſchnatiönalen erkundigten ſich nach dem Ergebnis
der Nuterſuchungen über ein angebliches Mord komplott gegen
den ehemaligen Reichskanzler Dr. Wirt h. Die Rogierung ant-
wortet, daß fich die damakigen Mitteikungen auf die S. lbit
begichktigungen begogen, die der Kaufmann Willi S e aus Dres
den auf der Bahnhofswache in Hagen machte. Jm Verlauf des Er
mittelbungsverfahrens hat er alles widerrufen und agts
freie Erſimdung begeichnet. Da außer ſeiner Selbſtbezichtigueng
ſo für ihn Belaſtendes nicht ergab, fehbte es an einer rund
age für oine öffentliche Anklage.
Auf die Anfrage des Zentrum s, ob es wahr ſei phekawnten Führer der Eſenbahner Menne i n e

Regierungsuat und dann mehrere Millionen Mark ar eboten
warnden, falls er fich aus der r r zurückziche.
r r r teilt mit, daß dieſe An-dahr ſind t iß gegen ihn Strafantrag

Die Behauptungen über MißhandlungeJ rdl. n deſchaften des her her Nr. 2 4 Lö tz en r b
Offigiere waren Gegenſtand einer Anfrage der Kommuniſten
e S r gngeleitete Verfahren haben jedoch

Haltlvſigtei eſer Bohauptun irL un ptungen ergeben. (Natür-
Gegenüber den Behauptungen einer Anfrage des8 T frage des A rKäüärn e r Soz.), daß von den Whnr ichen er Marine

W. und 24. Juni das EGhrhardt und Loewenferd-Lied geſungen
wurde, antwortet der Vertreter des Reichsiwehrminiſters, daß die
hernomenen Fähnriche mit Beſtimmtheit gemeldet hätten, daß
diefe Lieder nicht gejunzen worden ſeien. Auf eine Ergänzungs
frage, ob die Regierung nur die beſch uldigten Offiziere
vernommen habe, wird keine Antwort erteilt (11)

Den Reigen der Anfragen beſchließen zwei deutſchvölkiſche Klagen über die Auflöſung der „Nationalk
fwgz iabüſti ſchen deutſchen Arbeiterpartei“ und des

r l Soldaten“.Sregiorung ſioht keinen Grund zum Einſchreitiefer Maßnahmen der preußiſchen Regierung. ſchreien gehen

Das Hans tritt dann in die zweite Beratung des Geſetzes über W
die Feſtſtellung eines ſiebenten Nachtragsetat s zum Reiche
haushaltsplan für das Rechnunzsjahr 1922 ein. Die m S
Zes Haushalts des Reichspräſident en wird verbunden mit
der erſten Beratung des Entwurfs eines Geſehes über das Ruhe
gehalt des Reichspräſidenten. Abg. Fröli ch (Komm.) lehnt
Fowshl den Etat wie das Ruhegehalt ab. Der Geſetzeerttwurf

ht an den Die Nachträge zum Havshaltsglan
des Reichsprüſtdenten, des Reichsminiſteriums, des Retchsknarglors,

r e rer ets und des Reichveuehrerium erden nach den Ankrägen des Jle HauptausſchuſſeBeim Nachtragsetat des Reichsjeſtig miniſteriums fordert ARoſ en fold (Sor) eine ſchleunige er des Eheſcheidungä
werfahreus, eine Stellingnethme des Refchöjuſtizminiſters zum
J. ch Prozeß und zu den dauernden Verletzu n doerJuſtighoheit des Reiches durch Bayern. Zudem müſſe der BNiniſter

erkkären, wie er die Klaßfenzuſtiz zu milbern begbſichtige.
Reichsjuſtigmintſter Dr. Heinze dankt ſeinem Amtsvorgänger

Jur feine gewiſſonhafte Arbeit und ſagt: Die Reformarbeit eht
iter (aber wie? D. Red.), aber auch hier müſſen die wiri-

ſchaftlicken und fingngiellen Geſichtsprurkte betont werden. Die
große Frage der Verbindung der Juſtiz mit dem Sozialleben

re e e c mir e werden. Beim EheHeidungs recht darf den Anſchauungen weiter Volxskreiwicht vor den Kopf geſtoſten werden. (aberl) Ueber den breeeß
en b ch werde ja im Ausſchuß Auskunft geben. Jm Fall

Shrhardt hat die Münchener Polizei korrekt gehan
Jdeli. Die Durchführung des Reichsrochds wivd mir befonders am
e liegen und die Juftigpflege werde ich verfuchen, aus den

arteibeſtrebunmngen herauszuheben. Der Nachtrag wirdewilligt, ebenſo der zum allgemeinen ſenongſente a

Närhſte Sihung: Mithwoch 3 Uhr. Tagesordnung: Sozivrb Werthv Nhr. Sozialdemo-Watiſche Interpellation über die Steigerung ber achte
preiſe (ſ. nachſtehend. D. Red.), Fortſetzung der Etatsberatung,
erſte Beratung des zweiten Wahlgeſetzes. Schuß Uhr.

Gegen die Ernährungskataſtrophe.
Sogialdempkratiſche Interpellation im Reichstag.

Die gewaltigen Preisſteigerungen der letzten Wochen und die
bedrohlichen Nachrichten über den Stand unſerer Brotverſorgung
haben die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion verankaßt, fol
gende Jnterpetlation eingitbringen:

Die ſortgefetzte Steigerung der Preiſe aller Lebens-mittel, die allein im Monat Nuvember wefentlich äber
188 Prozent betrug, ſtellt die ſtärkſte Vedrohung der Gefnnd
heit und des Lebens der Bevölkerung deor, ſchwächt ihre Arbeits-
fähigkeitugd Arbeitsleiſtung und droht die Wirtſchafts
kataſtroghe Deutſchkand zu verſchärfen.

Die durch dieſen Zuſtand hervorgerufene Bennruhigunmng
und Erregung der Bevötkerung wird geſteigert durch die be
drohlichen Nachrichten über den Stand der Brotverforgung.
Nach amtlichen Mitteilungen iſt die Abtieſerung der Brotgetreide
umlage äußerſt gering. Währengz im vorigen Jahre bereits am
3b. November rund 1 375 660 Tonnen abgeliefert waren, ſo in
dieſem Jahre dis zum 30. November 610 000 Tonnen, alſo noch
nicht die Hälfte. Da außerdem die Käunfe von Auskandsgetreide
infolge des niedrigen und ſich ſtändig verſchlechternden Markſtandes
faſt unmöglich ſind, erſcheint die öffentliche Brotverſorgung, die
Grundlage unſerer Volksernährung, bis zum Ablauf des Ernte
jahres auf das ſtärkſte gefährdet. Unter den ſonſtigen Preisſteige
rungen iſt die nnansgeſeste Steigerung der Milchpreiſe di
hönſte Gefahr, beſonders für Kinder, Kranke und Greiſe. Die im
Mai 1921 erfolgte Arfhebung der behördlichen Wirtſchaft für
Milch hat die Milchpreife in völige Abhängigkeit vom Butterpreis
gebracht und deren unaunsgeſeste Steigerung hervorgerufen. Ber-
gari wurde dieſe Gutwicelung durch die ſich gerade hierbei im
ſtärkſten Maße unſozial auswirkende Umſatzſte ner. Auch die
ietzt erfolgte Erhöhung des etzwa. 180 Mk. dasPfund im Kkeinhandel iſt eine unerträgliche Belaſtung.

Wir fragen deshalb
l. Welche Maßnahmen gedenkt die Reichsregierung zur Sicher-
ſtellung der Volksernährnung zu treffen und was gedenkt die
Reithsregierung gegen die Zurückhaltung des VBrotgetreides zu tun?

2. Welche Maßnahmen will die Reichsregierung gegen die un-
gehenre Preisſteigerung bei Milch, Zucker und ſonſtigen Nahrungs-
mitteln veranlaſſen?

3, Jſt die Reichsregierung bereit, die Umſatzſteuer, welche die
Preiſe ſtark erhöht, bei ſolchen Lebensmitteln aufzuheben, die der
öffentlichen Bewirtſchaftung unterliegen?

c

Für 50 Millionen gefälſchte Schecks. Anton Sarbu, einyöherer Beamter der ntrale Bancilor Populare“ in Bukareſt
wurde wegen bedeutender Scheckfälſchungen verhaftet. Er hat auf
die Nationalbank in Bukareſt 1,73835 Millionen Lei (mehr
als 50 Millionen Mark) iin faklſche Schecksgezogen und das Geld einkaſſieren laſſen. Sarbu galt als Mann
von großem Vermögen. Die Unterſuchung ergab, daß Sarbu
ſchon einmal wegen Vertrauensmißbrauchs zu einem Jahre Ge

fängnis verurteilt worden war. re

Wirtſchaftspolitik.
Sympiome des Hypothekenmarktes.

Wir haben vor kurzem an dieſer Stelle einen Vorſchlag gebracht,wie den verarmten Hypothetengläubigern durch Dereilt ung an

dem Gewinn der regten Sachwerte (Gebäude, Grundbeſitz uſw.
geholfen werden könnte. Wir laſſen nachſtehend eine Darſtellung
vom Hypothekenmarkt ſolgen, in deren Verlauf das Problem von
einer anderen Seite (wenn auch nicht in unſerem Sinne) in be-
merkenswerter Weiſe beleuchtet wird.

Aus dem Hhypothekenweſen gelangen immer zahlreichere Fülle
zu unſerer Kenninis, in denen die Schuloner den Vläubigern Vor-
ſchläge machen auf vorzeilige Ha von Hypothekern,deren Eintragung vor der Zeit der Markentwertung liegt. Gegen
über den Hypöthekenbanken hat ſich dieſe Bewegung ſchon ſrarf aus
gewachfen, und das Charakteriſtiſche dabei iſt, daß die Schuldner
ihren anken fehr große Abſtandsgelder bieten für die
vorzeitige und r Annahme der Zahlung. Man
öxt von Aufgeldern von 20 oder 80 Proz., je nach der Laufgeit der
i den Ausleihinftituten gewöhnlich auf ein Jahrzehnt oder mehr

feſtgefchriebenen Bekeihungen. Handelt es ſich bei dem Hypotheken
fchuldner um einen Ausländer, ſo iſt das Aufgeld gelegentlich noch
viel höher. Bemerkenswerterweife ſtammen nämlich ſolche Offerten,
die den Hypothekenbanken und Verſicherungsgeſellſchaften natürlich
Vergnügen bereiten, befonders häufig aus dem Au.slande.
Es handelt ſich in dieſen Fällen um Grundſtücke, in deren Veſitdie rückzahtungseifrigen Kerſonen noch nicht lange ſind. Jn
Krakau ſoll eine ſörmbiche Zenirale ſolcher Obſfekte liegen und dort

er boobachtet man auch Rückzahlungsangebote in großer Jahl.
Dieſe komman alter ebenſogut aus dem Jnkande von neuen wie
von alten Beſthern, ſetzen dann aber eine durch anderweite Ge-
fläfte gawinch e n.e Kapitalkraft vorans. Parallel damit
beowachteir wir wieder einmal Kündigungen von Jn-
du ſtrieſchubdverſchreibungen in ſtelgender Zahl (jingſt
bemerkanowart: Bank elektriſcher Werte; dann Carv-Glückauf,
heute Den kfhaft Regis). Alle dieſe Erſcheinungen führen
auf die eine n ück, es könne den Schuldnern von
kangfriſtig gelaufenen Gelbdſorderungen von Staats wegen die
Pfligft auferlegt werden, de Jnhaber dieſer Forderungen entweder
im Zins oder durch einen „mehrhundertprozentigen Zuſchlag zirm
Kapital für den Verluſt zu entſchädigen, dan ſie bis zur Millegreit
der Schuld aus der Verwandlung ihrer zur Zeit der geſunden

ährung hingegebenen Sumunen in ſcrhlochtes Marlgeed erlitten
haben r Dahinter liegen gewigz bedentungesbolke,
aber r höchft imreife Vorftellungen. Mit dem Gadanen, ob men
den Geſchädigten helfen könne, haben fich zwar die Kagieruzezs
kreiſe auch ſchon beſchäftigt, aber ohne die Ausſicht, einen Aus

leich horbeiſühren zu können. Würde man denjerrigen Sthuldnern,
e ſeinerzeit Sachwerte verpfändet und an dieſen jeßt Mehrwert

e Pflichten außerlegen, die etwa darüber hinaus gingen,
t und damit der Allgemeinheit etwas von ihrem

arkentwerkungsnutzen zuguführen, ſo entſläntre mee ungelleure
blem, man nur einem begrgnzten Ansſchuitt von

Markgkäubigern einen Erſatz ren könnte, dvyr qurczenn Mafee
von aks und Spaukgſſengläubigern zum Beiſpiel her nickt,
insbeſondere auch nicht jenen Elementen, die die gewaltigen Marbeträge von griogganteihe gezeichnet und bis heute behalten haben.

Die Löſung der Frage würde, wenn ſie ge fein ſull, eine un
zehener komplizierte und umwälzende ſein. Jn jedem Falle würde

die einſeitige Berüickſtchtigung von Jnhabern ter Hypstheken-
und alter Fnduſtrieobligationen zu den furchtbarſten neuen
Ungerechtigkeiten führen. Einſtweilen iſt kaum ein Weg
zu ſehen. Trotzdem läßt ſich nicht leugnen, daß die Auſwärts-
r t einzelnen Gruppen von feſtverzins-lichen Werten, auch von Staatsanleihen, in den angedeuteten

Phantomen wurzelt. Wenn aber die. Obligationen eictiger weit
bekannter Jnduſtrie und Schiffahrtsunternehmungen kursmäßig
beſonders aus der Menge herausvagen, ſo iſt das ſicher nicht auf
ene ger zurückzuführen, ſondern in erfter Linie auf die
Kursliberalttä
e t nur, daß ſelbſt große und angeſehene Induſtrie-
e ſchaften fich durch die Rentenkursſteigerungen zu eben jener
Obligationenbeſeitigung mit beſtimmen laſſen. Faſt iſt es, als obſic in der gelegentlichen Agitation für eine Mithbeteiligung der
Obligaticnüre am Wertzuwachs einen ber. chtigten Kern ſehen und
doch nicht den Gedanken aufkommen laſſen wollen. als könnten die
Akiaräre einmal gus Wiligkeitsagründen von ihrem einſeitigen
Vortefl freiwilkfkg ein Quäntchen abtreten.

Ein Prozent.
Eine Richtigſtellung bürgerlicher, Falſchmeldungen.

Der völlige Abbau der Zwangs wirtſchaft iſt der
Wunſch der bürgerlichen Parteien und ihrer Preſſe. Sie ſind

r über die Neuoinführung der Zucker-Ratignierung
außerordertlich außgehracht und verbreften ſetzt Gerüchte über die
fabelhaften Untoſten dieſer Zwangsbewitiſchaftung. Es iſt
noitvendig, dem gegenüber darauf hinzuweiſen, daß die geſanten
Koſten für die Zurferrationierung, einſchließlich der Herſtellung
von Zuckerkarten, 1 Prozent des Fabrikpreiſes ansiachen. Wir
ſind überzeugt, daß die Arbeiterſchaft lieber dieſen geringen Pro
zentfatz der Verwaltungskoſten, gls die enormen Wuchergewinne
der Zuckerfahrikanten und der freien Wirtſchaft bezahlen wird.

Zwxgi Drittel des Altienkapitals als Dividende. Der Abſchch
der Berliner Maſchinenhau- A.G. vormals L. Schwartzkovff
weiſt für das Geſchäftsjahr 192422 nach rund 16 Millionen Mark
Abſchreibungen ſowie nach Ueberweiſung je einer zweiten Rate
an das Werkerhaltungskonto im Betrage von 40 Mil-
lionen Mark und an das Baureſervekonto in Höbe
von 80 Millionen Mark einen Reingewinn von rund
67 Millionen Mark auf. Der Generalverſammlung wird
die Verteilung einex Dividende von 66 35 Prozent ſolvie die
Ueberweiſung bon 10 Milkonen Mark an die Wohkfahrtskaſſon
und Stiftungen der Geſ t vorgeſchlagen.

Gewerkſchaftsbewegung.
Das Recht der Schwerbeſchägtgten.

Der Reichsarbeitsminiſter hat dem Reichstag den Entwurf eines
Gefetzes zur Aenderung des Gefetzes über die Veſchäftigung
Sehawerbeſchädigter vom 6. April 1920 zugehen laſſen. Der neue
Geſetzentwurf ändert an dem grundlegenden Gedanken des Ge-
ſetzes nichts. Die Kündigungsbeſchränkungen ſollen endgültig
geregelt, dar im Geſetz enthaltene Gedanke weitergebildet und die
einzelnen Beſtimmungen mit den neuen arbeitsrechtlichen Vor-
ſchriften in Einkkang gebracht weden. Der Entwurf will das Er-
fördernis der Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle zu einer Kündi-
gung gegenüber einem Schwerbeſchädigten als dauernde Be-
ſtimmung in das Geſetz übernehmen. Das iſt durchaus berechtigt
und wünſchenswert, denn die Bemühungen der Hauptifürſorgeſtelle,

den Schwerbeſchädigten dauernde Unterbringung zu verſchaffen,
würden verteitelt werden, ohne daß die Hauptfürſorgeſtelle ihre
Notwendigkeit geprüft hat. Außerdem iſt dieſe Vorſchrift geeignet,
zu verhindern, daß bei eintretender Arbeitsloſigkeit die Schwer-
beſchädigtan zuerſt auf die Straße geſetzt werden. Ausnahmen von
den Kündigungsbeſchränkungen, wie ſie aus volkswirtſchaftlichen
Gründen bereits durch die Verordnung vom 28. April 1921 vor-
geſehen waren, ſollen durch die Aufnahme in das Geſetz ebenfalls
eine dauernde Einrichtung werden.

Als Neuerung erſcheinen die Beſtimmungen üher
lung der Schwerbeſchädigten bei Streiks und
rungen.

die Behand-
I usſper-

t des markanlageſuchenden r Kapitals.

die an ſolchen Aktionen beteiligten Schwerbeſchädigten wieder ein
zuſtellen auf der anderen Seite erhält er das Recht, bei wichtigen
Gründen, über die das Arbeitsgericht zu entſcheiden hat, die Wieder
einſtellung abzukehnen.

Weiter will der Entwurf die Rechtſtellung der Schwer«4
erwerbebeſchränkten, bei denen die Minderung der Er
werbsfähigleit nicht auf Kriegsdienſt oder Betriebsunfall veruht
(angeborene Gebrechen oder Krüppelhaftigkeit, Krankheit oderAlter), verseſſern. Der Reichstag hat den Wunſch geäußert, daß
z. B. die Friedensblinden in vollem Umfange als Schwer
beſchädigte zu behandeln ſind. Dieſem Wunſche kommt der Geſetz
entiwurf entgegen. Sie ſollen bei der Veſetzung von Arbeitsſtellen
nach den Beſtimmungen des Geſetzes ſo weit berückſichtigt werden.
als die Unterbringung der eigentlichen Kriegsbeſchädigten nicht
gefährdet wird. Man hat den Hauptfürſorgeſtellen bezüglich den
anderen Sthwererwerbsbeſchränkungen nicht dieſelben Verpflich
tungen auferlegt, aber die Ermächtigung gegeben, ſie den er
beſchädigten gleichguſtellen, wenn ſie ohne Hilfe des Geſetzes einen
Arbeitsplatz nicht erlangen können.

Auch das Beſchwerdeverfahren wird nen geregelt. Jm Jntereſſe
einer ſchnellen und einheitlichen Durchführung des Geſetzes ſieht
der Entwurf einen beſonderen Veſchwerdeausſchuß vor, der ſich
Perſonen zuſammenſetzt, die mit den jeweils vorliegenden Stre
fragen durch ihre berufliche Tätigkeit beſonders vertraut ſind. Um
einander widerſprechende Entſcheidungen der verſchiedenen Schwer
befchädigtenAusſchüſſe zu vermeiden, iſt die Möglichkeit geſchaffen,
in grundſätzlichen Fragen während des ſchwebenden Verfahrens
einen beim Reichsamt für Arbeitsvermittelung zu bildenden Zen-
tralSchwerbeſchädigten Ausſchuß angurufen. Er entſchejdet mit

bindender Wirkung die bei den Hauptfürſorgeſtellen anhängigen
Streitigkeiten. Die Verhängung von Bußen, für die bisher die
Schtichtungsansſchüſſe zuſtändig waren. iſt den Arbeitégerichten
ätbertragen wonden. Die Organe der Gewerbe und Bergaufſicht,
ſowie der Arbeitsvermittelung ſind ſtärker als bisher bei der Durch
führung des Geſetzes beteiligt worden.

Gewerkſchafts feindliche Generalſtreikmachinationen.

Wie die KPD. mit den Rnilingrbeitern umſpringt.
Die Mannheimer Ortsausſchüſfe des ADSW. und des Afa-Bun-

des haben an die freigewerrſchaftlich organiſierte Arbeiter- und
Angeſtelltenſchaft einen Aufruf gerichtet gegen die Verſuche unver
antwortlicher Elemente, den Streik in Ludwigshafen nach Mann
heim und Vaden zu verpflanzen. Die Cewerkſchaften warnen die
Arbeitnehmerſchaft, ſich von dieſen verantwortungslofen Elementen
ins Sehlepptau nehmen zu laſſen und lehnen es ab, auch nur im
geringſten für die Folgen einzutreten. Die wilde Streikleitung
verſucht mit allen Mitteln auch die lebenswichtigen Betriebe, vor

allem die Erktrizitätswerke, durch Streik der Belegſchaften ſtill-
zulegen. Da ſich die Arebikerſchaft bis auf wenige Ausnahmen
dieſem Treiben widerfetzt, ſo ſuchen die Kommuniſten durch Falſch

meldungen über Arbeitsniederlegungen Verwirrung unter der Ar
beiter ſchaft hexvorzurufen und dadurch die Arbeiterſchaft in den
Streit zu treiben.

Wie uns von gewerkſchaftlicher Seite miigeteilt wird. ſind alle
über den Stand der Bewegung von der kommuniſtiſchen Preſſe ver
breiteten Mekdungen glatt erklogen. Geſcheitert ſind akle Verſuche
der Kommuniſten, die Geklrigitätsarbeiter und die pfälgiſchen

Eiſenbahner in den Generalſftreik zu treiben. Der geſchäfts
führende Ausſchuß des Bezirksbetriebés rates der Reichs
rahndirektion Ludwigshafen nahm zu dem Stveik Stellung und
beſchloß mit 28 gegen 2 Stimmen, den wilden Petriebsnätekongreß
in Berlin als ein gewerkſchaftsfeindliches, die Arbeiter ſchädigendes
Unternehmen zu erklären. Eine Mitgliederverſammlung hat ein
ſt immig den Beſchluß gefaßt, nur nach der Parole des Haupt
vorſtandes zu handeln. Auch bei den Straßenbahnern
iſt, ebenſo wie bei den Eiſenlahnern, der Verſuch der wilden
Streikleitung mißglückt, die Straßenbahnen ſtillzulegen. Die
Siraßenbahner haben ebenfalls erklürt, daß ſie nur der Weiſung

der Gewerkſchaften folgen.
Die kommuniſtiſche Preſſe, die auch dieſe „große Aktion“ zu

ſammenbrechen ſieht, wobei leider die irregeleiteten Arbeiter
Haut zu Markte tragen, wird über das übliche Maß klobſg. uf
das hyſteriſche Geſchrei dieſer von Geldern aus dem hungernden
Rußland lebenden Lügenblätter einzugehen. lohnt ſich nicht. Wir
ſtellen nur eines feſt: Unter der verlogenen Behauptung, es handele
ſich um einen Angriff des Unkernehmertums, um den Zehnſtunden
tag einguführen, veröffentlicht die geſamte Preſſe der KPD. einen
von der Zentrale ausgehenten Angriff auf die Taſchen
der Arbeiter, indern zur Sammlung von Geldern für die
bedrängten Brüder aufgefordert wird. Die bisherigrn Samm-
lungen für die Rote Hilfe, für Rußland uſw., deren magerer Er
trag kaum noch ausreicht zur Bezahlung des großen Stabes
kommuniſtiſcher Parteifekrekäre, müſſen durch einen neuen
Schlager belebt werden. Die Erfahrungen, die man bislang mit
den zahlreichen kornmuniſtiſchen Santmlungen- gemacht hat, werden
zu doppelter Vorſicht mahnen.

Auch der Lambrechter „Generalſtreik“ zuſammengebrochen.
Nach einer dem „Vorwärts“ zugegangenen Meldung iſt auch

der von den Kommuniſten als Shmpathieſtreik für den wilden
Ludwigshafener Streit inſzenierte Generalſtreik
zuſammengebrochen. Die überwöltigende Mehrzahl der Lam-
brechter Arbeiteyſchaſt iſt für die verantwortungsloſe Hetze der
Kemmuniſten, die vor allem durch die Lüge über die Wiederein
führung der 10ſtündigen Arbeitszeit durch die Gewerkſchaftsbureau
fratie in den Generalitreik zu treiben verſuchten, ſo aufgebracht,
daß die Kommuniſten in Lambrecht, das bisher eine kommuniſtiſche
Hochburg war, volkſtändig abgewirtſchaftet haben.

Wie die neue Regierung die Beamtenwünſche reſpektiert

Die am Montag ſtattgefundene Beſprechung der Spitzenorgani
ſationen der Beamten und Staatsarbeiter beſchloß, am Dienstag
eine Delegation, beſtehend aus je einem Vertreter der Spitzen
organiſation, ins Reichsfinanzminiſter ium zu ent
ſenden, um den Termin für die neuen Verhandlungen feſtzuſetzen.
Auch diesmal wurde die Delegation nicht vom Miniſter, ſondern
von ſeinem Vertreter empfangen, der keine heſtimmten Zu
ſagen machen konnte. Damit bleibt der Beginn der Verhand
kungen offen; ebenſo iſt über die Höhe der von den Gewerkſchaften
zu ſtellenden Forderungen ein endgültiger Beſchluß noch nicht
gefaßt.

Aus aller Welt.
Kus dem Zuge geworken.

Folgen einer Schlägerei in einem Berliner Ringbahn-Coupé.
Jn einem Abteil der Berliner Ringbahn kam es Monkäg abend

zu einer wüſten Schlägerei zwiſchen drei Paſſagieren, weil ſie ſich
wegen eines geöffneten Fenſters nicht einigen konnten. Den Mit
reiſenden blieb in ihrer Furcht nichts anderes übrig, als ſich in
eine Ecke zu verkriechen, zumal der eine der ſtreitenden Männer
rn aus dem Fenſter zu werfen drohte, der die Not
eine zu ziehen wagte. Der Maler Rudolf Eickel aus der

Müncheberger Straße 3 in Reukölln ſtürzte ſich jetzt trotz der
Warnung auf die Schläger und verſuchte die Notleine zu erreichen.
Jn dieſem Augenblick riß einer der beiden die Abteiltür auf und
warf den Maler auf den Vahndamm hinunter. Dann zog er ſelbſt
die Notleine und flüchtete aus dem ſofort ſtillſtehenden Zuge über
den Bahndamm auf benachbarte Felder. Auch ſein Gegner entfloh
unerkannt. Eickel wurde von Eiſenbahnbeamten mit abgefahrenen

Der Arbeitgeber ſoll grundſätzlich verpflichtet werden, i
Beinen nach einer Rettungsſtelle und von dort nach dem Eliſabet

krankenhauſe gebracht. S



Die anonymen Briefe von Tulſe.
Jn Tulle hat am 4. Dezember der Prozeß gegen Angele

Davall begonnen, die beſchuldigt wird, die Verfaſſerin der
gnonhmen Briefe zu ſein, die die Bürger von Tulle ſeit mehr
als einem Jahre in Angſt und Beſorgnis ſetzten. Ein Mann,
deſſen Frau verdächtigt wurde, iſt wahnſinnig geworden. Eine
andere nahm ſich das Leben. Angele Lavall ſuchte zuſammen
mit ihrer Mutter den Tod in einem See, wurde aber
gerettet, während die Mutter in den Fluten umkam. Der
Verteidiger der Angeklagten iſt der hervorragende Pariſer Advokat
Heſſe. Die erſte Vernehmung erbrachte nichts, was die An
geklagte beſonders ſchwer belaſtet hätte.

Schweres Automobilunglück bei Nikolasſee. Ein ſchweres Aulo
mobilunglück mit einer nachfolgenden Benzinexploſion ereignete

Montag abend auf der Potsdamer Chauſſee bei Nikolasſee.
in Laſtkraftwagen der Firma Karl Loewenſtein aus der

Königgrätzer Straße in Berlin fuhr beim Ausweichen, da die
Bremſe verſagte, in den Straßengraben. S entzündete ſich
aus bisher noch unerkannten Gründen ein Benzintank, der ſich als
Ladung auf den Kraftwagen befand. Mit ungeheurem Krachen
explodierte er und flog 10 bis 15 Meter in die Luft. Der Wagen

d d d d d d

jenen e h ren l.Fernſprechanruf- Nummern
der Parteidruckerei, Preſſe und Organiſation.

1. Druckerei bei Aufgabe von Druckaufträgen 6605
2. Bexirksorganiſation der VSPD. für Partei-

anmeldungen, Anfragen und Rnträgen, die

u

Agitation im Bezirk betreffend 1029
3. Parteiſekretariat fär Halſe- Saalkreis bei An

meldung in die Parteiorganisatſon im Unter

bezirk I hall e. 69004. Volksblatt Redaktion bei Anfragen und für
die Zeitung wichtigen Meldungen

5. Expedition und Verlag Volksblatt G. w. b. H.
bei Abonnements- und Jnseratenbestellungen

4667

4605
I

wurde vollſtändig vernichtet. Führer und Mitfahrer des Wagen
wurden ſchwer verletzt.

Mord an einem Bahnwächter. Aus Alfeld a. d. Leine wird ge
meldet: Auf dem Kalibahnhof Freden a. d. Leine wurde von
Butterräubern, die einen Güterzug plünderten, der Vahn-
wächter Otto Helmbrecht erſchoſſen.

Der Streik der Pariſer Bäckermeiſter iſt nach eintägiger Dauer
abgebrochen worden.

WetterOoranſage.

Donnerstag, den 7. Dezember: Wolkig, mild, etwas Regen.
Freitag, den 8. Dezember: Wechſelnd bewölkt, zeitweiſe heiter,

etwas Regen, ziemlich mild.
m

Verantwortliche Redakteure: Für Politik, Wirtſchaft und
Feuilleton: F. O. H. Schulz für Halle und Saalkreis ſowie
für Gewerkſchaftliches: Gottlieb Ka ſparek: für den provin
ziellen Teil Karl Garbe für den Anzeigenteil Wilh.
Herzig. Für den Verlag: Verlag „Volksblatt“,
G. m. b. H. Druck Halleſche Genoſſenſchafts-Buchdruckerei,

e G m b H. Harza 4244

VSPD
Halle u. Bezirk Merſeburg t

lle (Saale), Harz 42144.er Da rn be
W

tische Die Aufklärung derSan n zwingende RNotwendigkeit.
t deshalb zu allen Beranſtaltungenv. Ger Partei Eure Frauen mit.

Sozialiſtiſche Arbeiter-Jugend. Gruppe
Sord: Morgen, Donnerstag, den 7. Des
abends 7 Uhr in der GiebichenſteinerSchule:
Erſte geme nſame Mitgliederverſammlung.
Genoſſin Senta Hum mel berichtet über
die Einigungskonferenz. Dann erfolgt die u
Reuwahl der Funktionäre. Außerdem findet
die erſte Probe zum Weihnachtsfeſt ſtatt.

Alte

Platin-
III

1829

Feseste, unüherbietbare Preise 4
verkaufen Sie am vorteil-

haftesten bei

badhausen
Bölhergasge 5

links

12

Sohbisseo

Luxussteuer freier AnkaufEs müſſen ſämtliche Muſikinſtrumen e mit

it St icll
der beliebte und berühmte Komiker

mit seinem bekannten Ensemble

kommt
Wanm m Wonifn
Auskunft gibt Ihnen die wargige Ausgabe dieser Zeitung.

1581

Ohne viel marktschreierische Reklame zu machen, deren
hohe Kosten ich zweekmäßiger meiner Kundsehatt zugate
kommen lasse, erkläre ieh, daß von mir nach wie vor
528 die höchsten Preise für
Gold-, Sliher-, Platin- Bruch

gezahlt werden. A. Föliner, Edelmetall-Verwertung.
j. Ankauisstene: Keblschäterstr. 9, Eng. Belletr., Ferprul 5870, von 9-7

Funktionärſitzung. Vollzähliges Erſcheinen
erwartet Der Vorſtand.
Gr wulde Donnerstag den 7. Dez.ne abends 71 Uhr, im
Gaſthof „Zur Walke“: Verſammlung der
Genoſſinnen und der Frauen der Genoſſen.

ine werden. Vollzäbliges Erſcheinen

Stadt Theater.

Pflicht. Der Vorſtand.
Nersehburg Freitag, den 8. Dez., abds.

Donnerstag, d. 7. Des.,
Antf.7 Enden. 11 Vhbr:

8 Uhr, im Parteibureau:

Marid Stuart
Es wird ein zeitgemäßer Vortrag gehalten. Trauerſpiel
Alle Genoſſinnen und Anhängerimnnen der von Fr. Schiller.
Arbeiterbewegung ſind eingeladen. Freitag: 15838

Ein Maskenball.
kfodern Theater

12
Co

auserles. Künstler

Sonntag. den 10. Dezember, nachm.
5 Uhr. im Lokal des Herrn Gotth Schmidt:
Parteiverſammlurg Die Wichtigkeit der
Tageso dnung erfordert das Erſcheinen
aller. Alle Funktionäre, die Mitglieder
des Gemeindevorſtandes u. der Gemeinde-
vertretung ſind beſonders eingeladen.

u
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O tag, den 7. Dez., abds.Zörvig. 8 un Hültguteberverſatniung und Sensolons-Skelsch: e
beim Gen. Löbe, Leipziger Straße 40. ImSchlatwagen

I. Klasse.

B

Fabrikuiederlage: Halle, Alter Markt 3
liner

S

us
mee

trieer Bekleidungs Ind
Werbt für das

Volksblatt“.
2. Ankautsstehe: Mersehurger Straße 24, Fernrui 5976, von 97
J. Ankaufsslelte: Ludwig Wucherer Straße 47, Fernruf 3037, von 2-4.

empfiehlt: 1402
Awlge vuletotz Hoſen

ächeiter- See
en äetail zu Fabrikpreiſen

[Vereinsanzeiger
Halle.Freier Sängerchor. Segen n

einslokal „Stadt Dresden. Aufnahme
von ſangesluſtigen Genoſſen federzett.

Bitterfel Arbeiter Sänger Chor.
Sonnabend, d. 9. Dezember,

abends 7 Uhr, im Bürgrrgarten“: wroßer
Uthmann-Liederabend.

Ah Gehhye

Brennstlkte

eiten Zähne
kauft zu höchsten

Börsenpreisen

FrauvVolk
Gr. Ulrichstraße 47
(Institut Fara). 1288

Cold-
drei Könige
Die Schwarzenhberg-Sänger!

Ber Gipfel der Komik. Silberwaren-,
Heute abend: 1546 Platin-Bruch,

Kaharett und Tanz! ren Ketten,
nge,

Heute, Mittwoch: i
grosser Jazz- Abend

r Flotte Musik. IDonnerstag, den 7. Dez. abends 8 Uhr
IV. Gesellschafts- Konzert.

Wtellbuter Mehnerdant

Brilanten
kauft 1525

kwilPoenitrsch jun.

Marktplatz 13
Ecke Talamtſtr.

Reparaturen
anUhren
sowie Gold-
und Silber-

Sitz Halle. Gegen-ständen u. Sehmuck-
Freitag, den 8. Dez., abends 8s Uhr, sachen übernimmt

im „Volkspark“ (Großer Saal) bei solider Aus-

r be für fedeVertachel

Jn Jhrem eigenen Jntereſſe verkaufen Sie Jhre

peelle ullerhöchste Preise

bolt- und Slberweren-Bruh

Fleischerstrasse 35 (Lacdden).
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zu den höohsten

Berin- Chanottenbarver

Zertral-Antants Stelle

für Gold u. Stihar- Bruch
fale Halle a. S. Ferstersr. Etage

Ecke Magdeburger StraßBe.
Sonntags von 9 bis 1 Uhr. wochen-
tags von s bis 7 Uhr ununter-

brochen geöffnet.
D r Diskrete Bedienung.

Holzſchuhe,
Holzpantoffeln,
Pantoffelhölzer,
en gros empfiehlt en détail

Holzſchuh dH. Worg, Zauleeiaert
Zwintſchöna (3 Min. v. Stat. Dieskau). Tel. 1840

d. Ein nochd größerer
Sehlager für Haliol

Zahle für
Lumpen unſortiert 90 H.

Paple r. T7Oh.

Silber wo
Doublé- e
Platin-
Juwelen Kkauft

TagesKkursen,

1532

Bücher u. Zeitungen 100

old- und Silberwaren nur beim Fachmann.

Neun

zahle für 1542

Ofenrohre
Kochherde, Heiz und Kochöten, Gradeöten

reiche Auswahl

Spar-Koch- und Backherd
Reparaturen an all. eiſern. Oefen u. Herden

Knochen 55h.
Alt-klsen 50-90h.

Hole auch ab

Otte Teuhner
I. Fllale: Harz 25

Hauptgesohätt:
Gr. Brunnenstr. 15. Tel. 4790.

aller Dimenſionen
d vorrätig oder

urzfriſtig lieferbar.

1528

Der kleine Neu

Douhlewaren
Uhren aller Art (auch defekte).
Ausweis bitte vorzeigen. Keine Reichsmünzen.

Kauf Uhrmacher, a
Tücht. Umformſchneider

zur Anfertigung von
Gr. Auswanl. hil. Preise ſer Dollarſtand freibl.Litewken l. Hänteln Fö, Brüll. u. Dahngehiss:

zu hohen Löhnen f. dauernde Beſchäftigung kauftz reell Preiſ.
lze geſucht Aul Wunsch dequen. Feilz.

G. Assmann,

Erſatzteile Der Erſatzteile zh D k Kleineg. Domke, u InserateKunden hier
Arbeitsm arkt z. höchst Preisen Verbreitung

Edelmetal
hanädlg. r latin

Gold- eSil ver 1

Willi NMeyer,
Große Marker-

ſtraße 3. II
Bruno Paris,Kl. Ulrichſtraße 2.
Eing. Kanzleigaſſe.

führung zu normalen
1541 reisen
H. Lerner,

DVhren-Rep.-Werkstatt
Gr. Steinstr. 855

gegenüb. Barfüßerstr.

Werbt deue lever!

Oellenehe Meter
Prolesibersammiung
Sonntag. den 10. Dez., vorm. 9 Uhr, in
Wilsdorfs Gefellſchaftshaus, Karlftr. 14:

dahr, Cut Sherte

nur zu 1530Vunze&60, Dadtritiete
Sein Ruf bürgt für höchste Kursbewertung

prompte kaufm. Gesechäftsahwiekelnung,
ehrliche gewissenhafte Bedienung

Abt. Uniformiabrik. Gr. Ulrichſtr. 54.

G Amtliche Bekanntmachungen

E Halle PUnter Hinweis auf unſere Bekanntmachung vom 6. Juni
1922 bringen wir hierdurch zur öffentlichen Kenntnis, daß
der neue Fluchtlinien und der neue Höhenplan für die Ver
bindungsſtraße zwiſchen Zinksgarten- und Marthaſtraße ſo
wie für das Grundſtück Alte Promenade Nr. 29 förmlich feſt
geſtellt worden ſind, da Einwendung gegen die Pläne nicht
erhoben worden iſt. Dieſelben können im Wagegebäude
(Marktplatz 24), Zimmer 31, eingeſehen werden.

Halle, den 4. Dezember 1922. 13548

Der Magiſtrat.
Alteiſenverkauf.

Termin: 11. Dezember, vormittags 10 Uhr, im Wage-
gebäude, Zimmer 23. Bedingungen: Rathaus, Zimmer

gegen 10 Mk. 1535
Piesterita

Versammlung G 0LD-
sämitlicher MieterräteZahlreiches Erſcheinen notwendig. Silber-

1545 Der Vorſtand. Platin- s
(Brucoh)

Zahngebisse,
beztecke,

Auch Reparaturen an Holzschuhen Holzbrennstifte usw.
sachgemäß und prompt kauft zu höchsten Prelsen

Max Frickse, Heermoen,
nstr. II.1475 HRolzsehnhſabrik. gegenüh. eipaiger Str. 73

Trothaer Str. 69 Fernspr. 3385.

7

VIverate Bey Her Holeote Jernetunn
Städtiſches Tiefbauamt.

Die Gewerbeſteuerliſte der Gemeinde Pieſteritz
liegt in der Zeit vom 1. bis 7. Dezember 1922 im Gemeinde

amt, Zimmer Nr. 2, öffentlich aus. 1536
Pieſteritz, den 29. November 1922.

Der Gemeindevorſteher.



Beſtage zu Nr. 56

Halle und Saalkreis.
Halle, den 6. Dezember 1922.

Die Erweiterung des Halliſchen Bahnholes.
Man ſchreibt uns:

In den r las man kürzlich, daß ein Plan für die Erweiterung öffentlich ausliegt. Wo den e de
n Bahnhof kennt, dachte, daß nunmehr wohl die bekannten

ebelſtände beſeitigt werden ſollten. Wer täglich nach Leunagaahren muß, hoffte, daß dem Gedränge und Geſchiebe nun ein
bereitet wird, wer andererſeits je dem Strom der von Leung

Kommenden entgegengegangen iſt, der ſich am Bahnhofsvorplat
entlang durch die Delitzſcher Straße hindurchzieht, atmete auf, daß
d ben dem heben Kag vor hebelſanten Winter

aß von Uebelſtänden Flickwerk nichtkann; hier muß ganze Arbeit gemacht werden. s guwen
Bei Einſichtnahme in die Pläne ſtellte ſich je heraus, davon Verbeſſerungen des Perſonenverkehrs nicht e Rede iſt,

Plan find vielmehr nur ein Bündel Gleiſe im Oſten von der
Delitzſcher Straße nach dem Leuchtturm in rot eingetragen. Es
ſoll alſo der Canenger Weg ſchon wieder verſchoben werden. Wie
man hört, ſollen dieſe neuen Gleiſe die Güterzüge, die von Süden
kommen, aufnehmen, den Rangierdienſt des Bahnhofs verein
fachen und verbilligen. Rein vom Eiſenbahnſtandpunkt aus be-

trachtet, wird dieſes Projekt ja Vorzüge haben. Wie aber alleanderen am Bahnhef Beteiligten dabei fahren bleibt dahingeſtellt.

Der Bahnhof wird wieder einmal verbreitert, es wird noch mehr
darauf rangiert werden als bisher. Die Delitzſcher Straße er
hält für dieſe Zwecke eine neue Brücke in der Gegend der Lands-
berger Straße. Weiter draußen in Büſch dorf kommt noch eine
Kreuzung der Straße mit einem Eiſenbahn-Anſchlußſtrang im
gleichen Niveau mit Fahrdamm und Straßenbahn. Das ſind
alles keine Vorzüge. Sehr böſe iſt die Störung der Jnduſtrie.
In der Gegend zwiſchen dem Canenager Weg und Büſchdorf haben
ſich Jaduſtrien mit Gleisanſchletß niedergelaſſen. Der Gleis-
anſchluß erfolgte direkt vom Bahnhof. Dieſer Anſchluß wird nun
beſeitigt die Wagen ſollen jetzt durch ein Gleis von Diemitz her
über Büſchdorf herangebracht werden.

Nach wirklichen Verbeſſerungen ſchaut man bei dieſem Projekt
vergeblich aus. Was die Stadtverwaltung anbelangt, ſo hatte
fie, wie bekannt, ſchon vor längerer Zeit poſitive Vorſchläge ge
macht, abe blieben unberückſichtigt. Man follte eigentlich meinen,
daß nichts natürlicher wäre, als daß bei Bahnhofserweiterungen
Eiſenbahn, Handelskammer, Stadtverwaltung, Wirtſchaftsver
band und Polizei Hand in Hand arbeiteten. Anſtatt das Projekt
von vornherein mit dieſen Körperſchaften zu vereinbaren, legt
die Eiſenvahn ein fertiges Projekt aus und überläßt allen andern,
ihre Rechte auf dem Wege des Einſpruchs geltend zu machen.
Daß fitr ketztere auf dieſem Wege wenig oder nichts zu erreichen
iſt, iſt erklärlich, zumal in der zweiten und letzten Jnſtanz das
Eiſenbahnminiſtertum ſelbſt entſcheidet.
So kann es denn leicht kommen, daß der Bahnhof ohne ge

e Wiürrdigung der Jntereſſen der Benutzung wieder einmal
vielen neuen Rangiergleifen bedacht wird. Durch die neuen

Gleiſe wird der Rangierverkehr ſicherlich verbeſſert, es iſt aber
ſehr zu befürchten, daß die Anlage, wenn ſie erſt geſchaffen iſt,
lange beibehalten bleibt und ſo die Entwickelung beſonders un
ſeres Perſonenverkehrs hindert. Es werden durch dieſe Gleiſe
die mißlichen Verhältniſſe unſeres Bahnhofs verewigt. Für einen
neuen Bahnhof wird man ſpäter weder Platz ſchaffen können,
noch Geld haben.

V Man hört zwar weiter, daß auf dem jetzigen Perſonenhahnhof
n auch Verbeſſerungen vorgenommen werden ſollen. Es foll wohl
4 ein neuer Bahnſteig nach Oſten zu gebaut werden. Für den Ver-

kehr nach und von Leunag wird je eine Treppe vom Vorplatz
nach dem Perron gebaut. Man ſtelle ſich die Verhältniſſe vor,
wenn auf der engen Straßenbahnſeite durch die neue Treppe die
Züge ſich entleeren; der Menſchenſtrom wird dann den Zugang
zum Bahnhof für anderen Verkehr geradezu verrammeln. Ein
Ausgang nach der Thirlenſtraße fcheint wiederum nicht vorgeſehen,
auch verlautet nichts von der Einrichtung von Sonderhalteſtellen,
einer im Süden, einer im Norden, durch die ſicherlich eine Ent
laſtung des Bahnhofs zu erreichen wäre. Jedenfalls iſt von
dieſen Dingen nichts in dem Plan eingetragen. Bei den ge-
waltigen Menſchenmengen, die durch den Bahnhof fluten, muß
leider befürchtet werden, daß die eiwaigen Ergänzungen wiederum
nicht ausreichend ſind. Man wird dem Alten noch dieſes und
jenes anflicken; das Ganze bleibt Stückwerk.

Nun ift es ja leider richtig, daß Geld Jeutzutage knapp, ſehr
knapp iſt, aber wenn man bedenkt, welche großen Beträge verbanut
werden ſollen, ſo ſollte man doch meinen, es wäre riciger, bevor
mit weiteren Bahnhofsteilen vorgegangen wird, zunächſt alles
der Oeffentlichkeit kundzugeben, was etwa noch zum Abhelfen der
Uebelſtände geſchehen ſoll. Es wird ſich dabei freilich höchſtwahr
ſcheinlich herausſtellen, daß die öffentliche Meinung die geplanten
Maßnahmen nicht für ausreichend hält, daß es beſſer erſcheinen
wird, etwas Neues zu ſchaffen, wenn nicht gleich durch den Bau,

J ſo doch mindeſtens durch die Planfeſtlegung auch eines neuen
Bahnhofs. In dieſer Beziehung liegen aber die Verhältniffe
höchſt ungünſtig. Soweit bekannt, iſt es der Stadtverwaltung in

3 folge des Widerſtandes der Eiſenbahn immer noch nicht gelungen,
l. einen einhettlichen Bebauungsplan für die neue Bahnhofsgeſtal-

tung zu erreichen. Der jetzige Plan iſt nur als eine rein eiſen
bahntechniſche Arbeit zu erachten, die den großen Gefichtspunkt

ſ. des vlanmäßigen Siedelns einer Jnduſtrieſtadt völlig vermiſſen
läßt. Die Eiſenbahnanlagen ſind keine Sache für ſich, ſie bilden
nur einen Teil der Geſamtſiedlung, einen Teil des Verkehrs-
netzes. Sie können deshalb auch nur als Teilgebiet einer höheren
Aufgabe richtig gelöſt werden, nicht unabhängig davon oder gar
im Widerſtreit mit ihr als rein eifſenbahntechniſches Problem.

2

Der Bahnhofsumban und das Halliſche Wirtſchaftsleben.
Der Halliſche Wirtſchafts und Verkehrsverband veranſtaltet am

15. Dezember, abends 8 Uhr, eine Mitgliederverſammlung, in der
das Projekt des Bahnhofsumbaues in mehreren Vorträgen und in
einer öffentlichen Ansſprache behandelt werden wird. Es ſoll dabei
der von der Eiſenbahndirektion geplante Umbau und die Erweite

z

rung des Bahnhofes in Gegenüberſtellung mit den ſonſt angeregten
t Plänen und Verbeſſerungen beſprochen werden, eine Ausſpracke,
ſt die ſicherlich eine Menge Anregungen bringen und dem ganzen
e Umbauprojekt eine Geſtalt geben wird, die mit baldiger Ausführ-

varkeit den Verkehrsbedürfniſſen ſowohl als auch den Intereſſen
3 der Wirtſchaft in großzügiger Weiſe Rechnung trägt.

Die Betriebseinſchränkungen in den ſtädtiſchen Werken
nehmen von Monat zu Monat größere Formen an. Durch die enormhohen Viehpreiſe gehen ſelbſtverſtändlich auch die Schlachtungen

5 am hieſigen Schlachthof dauernd zurück. Die Steigerungen
der Betriebskoſten durch Kohle, Chemikalien und ſonſtigen Be-
triebsſtoffen, ſowie die Steigerung von Gehälter und Löhne be-
dingen die Erhöhungen der Gebühren. Dieſe dürfen aber ein

beſtimmtes Maß nicht überſchreiten. Geſpart ſoll und pu alſo
werden, wenn der Betrieb keine Zuſchüſſe aus allgemeinen P itteln

erhalten ſoll. Bleibt bei dem verkleinerten Umſatz nur noch die
Einſchränkung des Betriebes als Ausgleichsmöglichkeit. SeitMonaten iſt hie Ausfuhr von Kunſteis an Private eingeſtelkt, weil
der Umſatz derartig gering war, daß kaum der Lohn des Kutfchersheraus kam, die terde Ind dem ſtädtiſchen Fuhrvpark eingereikt.

n ſoll der Betrieb im Schlachthof nur noch an 5 Wochentagen

Ooſksblatt für Halle und den Bezirk Merſeburg.
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Weitere Erhöhung der

Heranziehung der Unternehmer zu den Kolten des Kieinwohnungsbaues. 138 Minionen
Arbeitgeberbeiträge. 204 Minienen für neun Vierſtochhäuſfer in der Merſeburger Straße. I

Insgeſamt 200 Prozent Nbgabe für
Wohnungsbau.

Jm September diefes Jahres haben die ſtädtiſchen Körper
ſchaften (Magiſtrat und Stadtverordnete) beſchloſſen. zur För-
derung des Wohnungsbaus für das laufende und kommende Rech-
nungsjahr ausſchließlich des 25 Prozent betragenden Pflichi-
zuſchlags einen Zuſchlag von 160 Prozent des Gebäudeſteuer
Die swertes der Vorkriegszeit zu erheben. Dieſer Zuſchlag
follte dazu beſtimmt ſein, die begonnenen Wohnungsneubauten
zu vollenden und die volle Jnanſpruchnahme der vom Staate be-
reitgeſtellten Mittel zu ermöglichen, die bei Ablehnung des Zu
ſchlags verloren gegangen wären. Außerdem hatten die Jndu-
ſtriellen eine großzügige Aktion dergeſtalt eingeleitet, daß ſie mit
Hilfe einer zu gründenden WohnungsbauA.-G. rund 40 Millionen
aufbringen und zum Häuſerneubau verwenden wollten. War
dieſe ins Auge gefaßte Maßnahme ſchon ein Tropfen auf den
heißen Stein des Wohnungselends, ſo kommt hinzu, daß die da-
mals ſo 'hochgeprieſene Unternehmereinſicht völlig verſagt hat. Die
Stadtverordneten haben ohne Bedenken einem Erſuchen der Jndu-
ſtriellenkreiſe entſprochen und beſchloſſen, ihnen die freiwillig zum
Wohnungsbau hergegebenen Beträge auf eine evenkuell ſpäter in
Anwendung kommende eiſtung anzurechnen. Das Ent
gegenkommen hat man nicht zu würdigen gewußt, denn ſtatt der
verſprochenen 40 Millionen ſind nur 1414 Millionen Mark, alſo
kaum ein Drittel, aufgebracht worden. Daß damit bei der gerade
in Halle herrſchenden fürchterlichen Wohnungsnot nichts an
zufangen iſt, dürfte ohne weiteres einleuchten. Zudem ſind auch
die bewilligten Geldmittel längſt verbraucht, ja es iſt ſogar ein
Fehlbetrag von rund 14 Millionen entſtanden, für den keinerlei
Deckung vorhanden iſt. Auf der anderen Seite liegen, wie wir er
fahren, 82,8 Millionen Landesdarlehen bereit, die nach den ſtaat-
lichen Beihilfebeſtimmungen nur in Anſpruch genommen werden

en, wenn dazu Gemeindemittel in gleicher Höhe hinzutreten.
Der Magiftrat wendet ſich daher in einer eingehend begründeten

Vorlage an die Stadtverordnetenverſammlung mit dem Erſuchen,
zu den bereits bewilligten Zuſchlägen in Höhe von 290 Prozent
einen weiteren Zuſchlag von 800 Prozent, unter Anwendung der
Härtebeſtimmungen, zu genehmigen. Der durch die Vorlage zu
deckende Bedarf beträgt rund 47 Millionen Mark oder, da je
5 Prozent des Gebäudeſteuernutzungswertes der Vorkriegszeit
immer 800 000 Mk. erbringen, rund 8300 Prozent des Ge-
bäudeſteuernutzungswertes der Vorkriegszeit. Ein-
ſchließlich der 25 Prozent Landesabgabe, des bereits bewilligten
Zuſchlags von 160 Prozent und des 15prozentigen Zuſchlags für
baufällige Häuſer ergeben ſich insgeſamt 500 Prozent. Das macht.
da die Wohnungsabgabe nach dem Friedensnutzungswert erhoben
wird und da der Mietpreis für über die Hälfte der Wohnungen
im Jahre 1914 bis zu 300 Mk. jährlich betrug, für dieſe Hälfte der
Wohnungen im Höchſtfalle 1245 Mk. im r (100 Prozent des
Gebändeſteuernutzungswertes machen nach den Berechnungen un-
ſeres Statiſtiſchen Amtes rund 83 Prozent des Friedensmiet-
wertes aus. Bei 800 Mk. Jahresmiete ergibt ſich alfo ein Steuer
beirag von 249 Mk. und bei 500 Prozent 5 x 249 Mk. 1245 Mk.)

dieſe durch die Arbeitgeberbeiträge zu erwartenden Erträgniſſe

aus der anderert Vorlage ergibt, muß die
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Wohnungsbauabgabe

Das iſt wie der Magiſtrat in ſeiner Vorlage weiter ausführk
der Lohn von 4 bis 5 Stunden.

Nach Anſicht des Magiſtrat könnten die arbeitsfähigen Woh
nungsinbhaber dieſe neue Belaſtung ohne große Belaſtung tragen,
für die Arbeitsunfähigen und Halbinvaliden ſei ſchon durch die
früheren Beſchlüſſe der Stadtverordneten eine Befreiung bzw. Er
mäßigung des freiwilligen Zuſchlags vorgeſehen. Auf Antrag kann
die Abgabe erſtattet werden, wenn die Erhebung wegen Krank-
heit oder Arbeitsloſigkeit oder aus ſonſtigen Gründen eine be
ſondere Härte bedeuten würde. Ein Härteausgkleich iſt gewähr-
leiſtet. Gleichzeitig mit dieſer Vorlage wird eine ſolche betr. die

Heranziehung der Arbeitgeber zu Zwangsbeiträgen für Zwecke

des Kleinwohnungsbaus 8auf Grund der 88 9 und Ha des Gemeindeabgabengeſetzes ein
gebracht. Dieſe Beiträge ſollen erhoben werden nach der Zahl
der beſchäftigten Arbeitnehmer, wobei jedoch bei jedem Arbeitgeber
20 Beſchäftigte abzuſetzen ſind. Die Geſamtzahl der Arbeitnehmer,
für die Beiträge zu entrichten ſind, beträgt 43 000. Da für jeden
beſchäftigten Arbeitnehmser ein Beitrag von 83200 Mk. entrichtet
werden ſoll, iſt mit der Flüſſigmachung eines Betrages von rund
138 Millionen Mark zu rechnen. Mit Hilfe dieſer Summe, des
Landeszuſchuſſes und des durch die 500prozentige Wohnungsbau-
abgabe aufzubringenden Betrags will die Stadt an der Merſe
burger Straße neun viergeſchoſſige Wohngebäude mit zuſammen
68 Wohnungen errichten. Wie gewaltig die Bauſtoffpreiſe geſtiegen
ſind, geht daraus hervor, daß dieſe 68 Wohnungen einen Koſten-
aufwang von insgeſamt 204 Millionen Mark verurſachen.

Die ſicher zu erwartenden Einwände, ob nicht im Hinblick auf

h
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auf eine weitere Erhöhung der Wohnungsbauabgabe verzichtet
werden könne, zerſtreut die Magiſtratsvorlage mit dem Hinweis
darauf, daß nach Lage der geſetzlichen Beſtimmungen die Arbeit-
geber nicht mit den Geſamtkoſten eines Bauvorhabens belaſtet
werden dürfen, ſondern daß es ſich nur darum handeln kann, von
ihnen einen angemeſſenen Beitrag (Zuſchuß) zu fordern. Wie

Hemeinde nicht nur die
Gemeindepflichtbeihilfe aufbringen, ſondern ſie hat darüber hinaus
noch einen weiteren, dem öffentlichen Jntereſſe entſprechenden An
teil zu übernehmen. Werden die Mittel für die Gemeindepflicht-
beihilfe und den weiteren Anteil der Gemeinde verſagt, ſo iſt damit
alſo nicht nur der allgerreine Wohnnngskan lahrngelegt, ſondern
es iſt damit zugleich auch die Anwendung der S 9 und 9a KAG.
unmöglich gemacht und die Vorlage zum Scheitern gebracht, die
von den Arbeitgebern einen Betrag von 188 Millionen Mark für
den Wohnungshau flüfſig machen will. Die beabſichtigte Heran
ziehkung der Arbeitgeber zu Zwangsbeiträgen zur Förderung des
Wohnungsbaus macht alſo die Erhöhung der Wohnungsbauabgabe
nicht entbehrlich, ſondern ſie zwingt im Gegenteil zu ihrer Be
willigung.

Der Magiſtrat geht alſo aufs Ganzel Schade, daß er infolge
der Unklarheiten der geſetzlichen Beſtimmungen nicht ſchon früher
gegen das. Unernehmertum ſo vorgehen konnte, wie es jetzt ge
ſchehen ſoll. Morgen wird ſich, da die ganze Angelegenheit als
dringlich behandelt werden muß, bereits der Haushaltsausſchuß
mit den beiden Vorlagen zu beſchäftigen haben.

re

aufrechterhalten bleiben, wodurch man in der derr an
len verſchiedene Millionen Mark zu erſparen hofft. Ferner

wird eine erhebliche GErſparnis durch mehrere Monate Stiſſlegung
der Hühlzellen, die während diefer Zeit ordnungsgemäß her-
gerichtet werden ſollen, erreicht. Leider werden durch all dieſe
Maßnahmen auch einige r r und Arbeiter überfküſſig, doch
ſoll bei deren Enklaffung mit größtmöglichſter Schonung verſahren
werden. Soweit die troffenen nicht in andere Dienftſtellen
untergebracht werden können, ſoll durch Verſtändigung mit Privat-
unternehmungen für deren Unterkommen geſorgt werden. Trotz
aller dieſer Einſchränkungen wird wohl auch noch eine erneute Ge
bührenerhöhung nicht vermieden werden können, denn ein Ausgleich
zwiſchen Einnahme und Ausgabe muß unter allen Umſtänden ge-
frhaffen werden.

Nachlaß der Kinoſteuer. Nach der zurzeit für die Stadt Halle
geltenden Luſtbarkeitsſteuerordnung beträgt die Kinoſteuer bei Ein
trittspreiſen bis zu 8 Mk. 20 Prozent, bis zu 5 Mk. 30 Prozent. bis
zu 15 Mk. 50 Prozent, bis zu 20 Mk. 55 Prozent, über 20 Mk.
80 Prozent des Eintrittspreiſes. Infolge der Geldentwertung ſind
die Eintrittspreiſe ſeit der Beſchlußfaſſung über die Steuerordnung
in den Kinos ſo geſtiegen, daß dort zurzeit al le Plätze nach der
höchſt en Steuerſtufe (60 Prozent) zu beſteuern ſind. Die Be-
ſitzer der großen Kinos ſind deshalb mit dem Antrage auf eine zeit-
gemäße Aenderung der Steuerſätze an den Magiſtrat herangetreten,
wobei ſie, eine Regelung anſtreben, die ſich dein Rückgang und derSteigeruſig des Gekdwertes automatiſch anpaßt. Der von ihnen zu
dieſem Zweck bezeichnete Weg, wonach ſich die Prozentſätze der
Steuerordnung künftig nicht auf beſtimmte Eintrittspreiſe, ſondern
auf beſtimmte Platz gruppen beziehen ſollen. erſcheint dem
Magiſtrat wegen der Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe in den
einzelnen Kinos nicht gangbar. Ebenſowenig ift eine Anpaſſung
an die Geldentwertung etwa unter Benutzung der Reichsindexziffer
möglich, weil fich ergeben hat, daß die Steigerung der Eintritts-
preiſe in den Kinos erklärlicherweiſe nicht unbeträchtlich hinter der
prozentualen Steigerung der Jndexziffer zurückgeblieben iſt. Als
letzter Ausweg blieb die Beſteuerung der Brutto Einnahme mit
einem einheitlichen Durchſchnittsſteuerſatz, wobei es den Kino-
unternehmern überlaſſen bleibt, ihrerſeits die Belaſtung der einzel-
nen Plätze mit Steuern nach den praktifſchen Möglichkeiten zu
ſtaffeln. Der Magiſtrat ſchlägt deshalb den Stadtverordneten vor,
einen Bruttoſteuerſatz von 32 Prozent feſtzuſetzen, was einer Netto
ſteuer von 47 Prozent entſpricht. Dieſen Durchſchnittsſatz bält
der Magiftrat für angemeſſen und auch für tragbar, zumal nach
von ihm vorgenommenen Feſtſtellungen der Beſuch der Kinos in
den letzten Monaten trotz dauernder Heraufſetzung der Eintritts-
preiſe nur unweſentlich, zum Teil überhauvt nicht nachgelaſſen
haben ſoll. Noch unter dieſem Satz zu bleiben, verträgt, wie der
Magiſtrat weiter ſagt, die Finanznot der Stadt nicht.

Stadtbad und Schwimmſport. Man ſchreibt uns: Das Stadt
bad in der Schimmelſtraße ſchließt des Abends um 7 Uhr ſeine
Pforten für die öffentliche Benützung. Die Schwimmhalle wird
von 7 bis 9 Uhr den Halliſchen Schwimmvereinen zum Svort-
ſchwimmen überlaſſen. Dafür haben die Vereine vom 1. Dezember
an für jede Stunde 3000 Mk. zu bezahlen. Die allgemeine wirt-
ſchaftliche Notlage hat die Schwimmvereine dazu gezwungen, einen
beſonderen Weg zu wählen, um dieſe große Ausgabe leiſten zu
können. Die Abwälzung auf die Mitglieder würde eine derart
ſtarke Erhöhung der Monatsbeiträge erfordern. daß viele ge-
zwungen wären, dem geſundheitlich wertvollen Schwimmſport den
Rücken zu kehren. Andererſeits wird aber auch anerkannt, daß die
allgemeine wirtſchaftliche Notlage das Stadtbad ebenfalls trifft.
Man war ſich darüber klar, daß eine Eingabe an die Stadtbad-
Deputation wegen Ermäßigung des Preiſes zwecklos iſt. Es mußte
ein anderes Mittel geſucht werden. Man wollte verſuchen, durch
das allgemein beliebt gewordene Waſſerballſpiel Einnahmen zu er-

n re dem Stadtbad durch Genehmigung des Antrageskein Pfennig Meahrkoſten entſtehen würde. Jm Gegenteil, es würdg.
der Stadt ſogar ein Vorteil erwachſen, als durch dieſe Spiele eine
ſehr wirkſame Reklame für das Hallenſchwimmbad völlig koſtenlos
betrieben würde. Hierbei ſei einmal erwähnt, daß es die Stadt
badverwaltung wirklich ſehr nötig hätte, dafür zu r daß der
Beſuch des Hallenſchwimmbades zunimmt. Dagegen ſieht ſie ſeit
langer Zeit tatenlos zu, wie die Halle von Tag zu Tag leerer wird.
Die einzige Tätigkeit der Verwaltung beſteht darin, die Preiſe zu
erhöhen. Sollte damit eine Geſchäftsführung ihre Pflicht getan
haben, wenn ſie an der allgemeinen Preisſchraube zur gegebenen
Zeit ihre Umdrehung mitmacht?

Auflöſung der Nationalſozigliftiſchen deutſchen Arbeiterpartei.
Nach einer auf Grund des Geſetzes zum Schutze der Republik er
gangenen Verfügung des preußiſchen Miniſters des Jnnern vom
15. November iſt die Nationalſozialiſtiſche deutſche Arbeiterpartei
in Preußen verboten worden. Wie in der Verfügung ausdrücklich
betont wird, gelten damit nicht nur alle Zweigvereine der Parkei,
ſondern auch die Nationalſogzialiſtiſche Vereinigung für aufgelöſt.
Man wird abwarten müſſen, in welcher Form die Herren von
geſtern nun ihr „deutſches“ Weſen treiben werden.

Organiſierte Rüpelei. Der Polizeibericht von geſtern meldet
folgendes überaus bezeichnende Vorkommnis: Jn der Nacht zum
4. Dezember drangen 10 bis 15 Perſonen in eine Schankwirtſchaft
in der Karlſtraße, in welcher ein Verein ſein Stiftungsfeſt feierte
und forderten ohne Bezahlung Bier, das ihnen auch verabfolg
wurde. Nachdem jedem das zweite Glas verabfolgt worden war a
wurden ſie aufgefordert, das Lokal zu verlaſſen. Dieſer Aufforder e
rung kamen ſie aber nicht nach, ſondern zerbrachen Stühle ſchlugen
hiermit auf die Vergnügungsteilnehmer ein und zertrümmerten
auch noch drei Fenſterſcheiben. Durch herbeigerufene Poligeibeamte
wurden die Täter feſtgeſtellt und aus dem Lokal entfernt. Wie
wir auf eingezogene Erlundigungen hin erfahren, handelt es ſich
um einen Trupp Jnugendlicher, die zum Teil der kommuniſtiſchen
Arbeiterjngend und der berüchtigten „Union“ angehören. Dieſe
Elemente handeln ſo, wie nur bezahlte Provokateure, die von den
Reaktionären in die Reihen der Arbeiterſchaft geſchickt werden
handeln können. Sie ſtören planmäßig alle Veranſtaltungen der
Arbeiterorganiſationen nur zu dem Zwecke, um den Mitgliedern
die Freude am Vereinsleben, die durch die kommuniſtiſche Hetz und
Lügenpropaganda ſchon hinreichend geſchädigt iſt, noch vollends zu
verekeln. Es wird an der Zeit ſein, daß ſowohl die Gewerkſchaften
als auch unſere Parteileitung Maßnahmen ins Auge faſſen, die
einen wirkſameren Schutz gegen ſolche üblen Elemente unter aller
Umſtänden gewährleiſten. Eine Reihe Vorgänge, die ſich in der
letzten Zeit im „Volkspark“ und auch hier in Wilsdorfs Geſells
ſchaftshaus abſvielten, ſind ohne Zweifel auf die wohlorganiſierte
Provokateurarbeit zurückzuführen, zu deren h ſich An
gehörige der genannten, nur von der ſyſtematiſchen Zerſplitterung
lebenden Vereinigungen mißbrauchen laſſen. Wenn irgend
dann iſt hier der proletariſche Selbſtſchutz am Platze.

Die Lyſplflaſche. Geſtern vormittag verſuchte eine Handels
frau in ihrer Wohnung in der Körnerſtraße ſich zu vergift
indem ſie Lyſol trank. Sie wurde bewußtlos mittels Kranken
wagens der Klinik zugeführt. Der Grund zur Tat iſt nicht

kannt. SZeichen der Not. Heute nacht gegen 3 Uhr wurde in der G o
Steinſtraße eine Schaufenſterſcheibe eins Kolonialwaren Geſchäft
mit einem Ziegelſtein zertrümmert und ein Kübel Margarine e
wendet. Die Ermittelungen nach den Tätern ſind aufgenomm

Verſammlungen und öüeranſtaltungen.
Arbeiter Bildungsausſchuß. Am Sonntag, dem 10. Dezemk

nachmittags 255 Uhr, kommt im Stadttheater die Oper „Marc
rethe“ (Fauſt) zur Aufführung. Eintrittskarten zum Preiſe v
200 Mk. (Seſſel, Sperrſitz und 1. Ring) ſind noch im Arbeitezielen und man arbeitete einen Plan aus zur Austragung von Ver-bandeſpielen ähnlich wie beim Fußball. Die Stadtbad-Depu-

tation wurde gebeten den Schwimmvereinen zu erlauben, zu dieſen
Spielen Zuſchauer auf die Galerie zu laſſen. Dieſe Bitte wurde

ſekretariat zu haben. Daſelbſt ſind auch noch einige Plätze für
Aufführung der Oper „Der fliegende Holländer“ am Mittwo
dem 20. Dezember, erhältlich. 4



In allen Teilen Deutſchlands entwickelt ſich ein immer herz
ergreifenderes Bild der Kindernot und Kinderſterblich-
keit, das auf eine qualitativ und quantitativ unzureichende Er-
nährung zurückgeht. Die Kinder werden die Opfer der kapitaliſtiſchen
Verteuerung der Lebensmittel, der Verteuerung der Kohle, der
Verteuerung der Bekleidung und Behauſung. Jm Weſten und
Oſten, im Norden und Süden, in der Großſtadt und auf dem Lande,
überall, wo ſyſtematiſche, einen größeren Kreis umfaſſende ärztlich-
ſtatiftiſche Se ſtattfanden, ſtellt ſich ein rapides Zurück-
gehen der Geſundheitsverhältniſſe der Schulkinder und Säuglinge
unter den Stand der Vorkriegszeit heraus. Die darüber erfolgen-
den, jetzt nicht mehr abbrechenden Veröffentlichungen insbeſondere
unſerer Parteipreſſe ſind geradezu beängſtigend.

Der Geſchäftsbericht der Reichsanſtaklt zur Bekämpfung der
Säuglings- und Kinderſterblichkeit für die Zeit vom 1. April 1921
bis 31. März 10922 beſagt, daß dieſe ſtark abwärts führende Tendenz
ſchon ſeit längerem begann. Schon im vorigen Jahr ſind von den
in Krankenhausbehandlung gegebenen Kleinkindern mehr als 30
Prozent am erſten Tage, mehr als 40 Prozent in den drei erſten
Tagen geſtorben. Die Verelendunng dieſer Kinder war bereits
ſo weit fortgeſchritten, daß die ärztliche Mühe erfolglos blieb. Die
zu ſpäte Einlieferung der Kinder ins Krankenhaus aber hat ſicher
einen Hauptgrund darin, daß großen Teilen der arbeitenden Be
völkerung die Koſten der Krankenhausbehandlung ſo ſchwer fallen
oder gar unerſchwinglich ſind.

Aus den Berichten der Schulärzte und Schulleiter in
der Amtshauptmannſchaft Dresden ergibt ſich, daß von 14 600
Schulkindern 8314 unterernährt, darunter 2849 ſchwer unterernährt
find und daß von den vorjährigen Schulanfängern 52 Prozent
(gegenüber 32 Prozent im Jahre 1913) in ärztliche Behandlung
verwieſen wurden. Fünfzig bis fechzig Prozent der Schulkinder
des Bezirks ſind am Leben bedroht oder in der geſundheitlichen
Entwickelung ſchwer gehemmt. Jn thüringer Bezirken ſieht es
troſtlos aus. Von dort wurden in Waltershauſen von 1360 Kin-
dern 716 als unterernährt gemeldet, in Friedrichroda von 700 Kin-
dern 312 unterernährte; in Zella-Mehlis ſind von 1500 Kindern
nur 150 nicht unterernährt; in Gotha ſind 40 Prozent, in Ruhla
70 (1) Prozent der Kinder unterernährt; in Sondershauſen ſind
49 Prozent Kinder krank, in Unterweißbach 40 Prozent Kinder
tuberkulös (1) im Bezirk Ohrdruf iſt die Kinderſterblichkeit im
Jahre 1921 fünfmal (1) höher als im Jahre 1913 geweſen. Jm
Menſelwitzer Braunkohlenrevier ſind 75 Prozent der Kinder unter
ernährt, darunter 50 Prozent ſchwer unterernährt, weitere 19 Pro
zent ſind gänzlich heruntergekommen, nur 6 Prozent aller Kinder
ſind geſundheitlich normal.

Jn Berlin ſind nach den Angaben des Oberbürgermeiſters
80 Prozent Kinder unterernährt, 50 Prozent tuberkulös. (1) Und
Zuſtände ähnlicher Art berichtet die Preſſe aus Erfurt, Chemnitz
Leipzig, Karlsruhe, München, Halle, Hof, Barmen, Danzig, aus
allen Richtungen der Windrofe. Jn der Mädchenklaſſe einer Kölner
Volksſchule entdeckte eine Lehrerin, daß von 42 Kindern nur 7 ein
Hemd trugen. Als ein neue Hungerzeichen bei den Kindern ſtellt
ein Arzt in der „Kliniſchen Wochenſchrift“ jetzt das häufige Auf-
treten von Froſtfingern und Froftzehen feſt, daß er deshakb mit
den ſchlechten Ernährungs und Lebensverhältniſſen in Verbindung
bringt, weil er in den finangziell günſtig ſtehenden Teilen der Be
völkerung bis jetzt keinen einzigen ſolchen Fall zu ſehen bekam.
Eine erſchöpfende Zuſammenſtellung der bis jetzt bekannt gewor-
denen Angaben ginge über den Umfang eines Artikels weit hin

r

urts.
Alle dieſe graufigen Erſcheinungen aber, die die denkenden und

fühlenden und vor allem die davon betroffenen Volkskreiſe tief
ergreifen und beängſtigen, gehen darauf zurück, daß es in furchtbar

e vielen Familien fehlt an der nötigen Wäſche, Beſchuhung und

u rnan eeeeeee an
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enſchenleben

Bekleidung, an gut durchwärmter und austeſtatteter Behauſung,
an Fleiſch. Fett, Butter, Zucker, Eiern, und für die Kinder vor
allem an Milch. Vor dem Kriege kamen in Deutſchland 133 Liter
Vollmilch im Jahr auf den Kopf der Bevölkerung; heute nur noch
64. Kein Wunder: Wir laſen in den letzten Tagen von Milch-
preiſen von 124 Mk. das Liter aus Halle, von 125 Mk. aus Münſter,
von 144 Mk. aus Lübeck, von 170 Mk. aus Kiel und aus Berlin
uſw. Wir laſen von einem Butterpreis von 1560 Mk. aus Ham-
burg. Wir haben einen Brotpreis von 300 Mk. für das nicht ganz
vierpfündige Markenbrot und von nächftens vielleicht 600 Mk. für
das zweipfündige markenfreie Brot in Berlin. Und wir haben
nach -itteilungen aus dem Reichsernöhrr miniſterium die
Ausſicht, Ende Januar kein einheimiſches Brotgetreide, greifbar
zum Backen, mehr zu haben, weil die Agrarier in der ſicheren Er-
wartung nach höheren Getreidepreiſen die geſetzlich vorgeſchriebenen
Mengen Umlagegetreid- auch nicht annähernd voll abliefern undvon der Regierung die Herabſetzung der Umlagemenge und die Ge

währung der Marktpreiſe verlangen, und weil wir Goldgeld zur
Heranſchaffung von Auslandsgetreide kaum haben. Wir haben in
dieſem Jahre eine glänzende Kartoffelernte, aber die ipreiſe ſteigen. Wir haben ein paar Millionen dentſche Familien,
die ſich unter der Kohtenteuerung nicht genügend Kohle zur Durch-
wärmung ihrer Wohnung kaufen können, die deshalb frieren, unter
denen zahlreiche Angehörige ſich erkälten, ernſthaft erkranken und
ſterben. Wir vernehmen aus Amerika, daß man dort zeitweiſe
mit Mais heizt, weil das Getreide billiger iſt als Kohlen. Wir
vernehmen, daß die Herdenbeſitzer in Argenkinien von großen
Mengen Vieh nur das Foll verwerten, weil man kein Jntereſſedaran hat, mit dem Ueberfluß an Milch und Fleiſch die Preiſe zu
verringern und auch uns, bei unſerer ſchlechten Valuta, jene Dinge
zukonnnen zu laſſen.

Doch warum ſüh ereifern gegen Praktiken des gusländi-
ſchen Kapitals und nach dorihin um Humanität auszufchauen,
da man von dorth doch nur zu gut weiß und ſieht, daß man in
unſerem verzweiflungsvoll kämpfenden Lande ſelbſt, daß man in
all ſeiner ſtbhnenden Not Humanität und Sozralgefühl ſo be-
ſchämend vermiſſen riek Das Wuchergeſchmeiß aller Schattierun-
gen, die Verſchieber- und Kettenhändler, und in einer Reihe mit
ihnen die Landwirtſchaft, die gleich jenen auch unter Krieg
und Blockade keinen Opferfinn anfbrachten, die fich ſelber ſatt aß,
ihre Hypotheken und ſonſtigen Schulden abſtieß und noch immer-
fort ſo ungeheuer verdient, daß ſie in den Läden der Stadt dte
Ausſteuern für ihren jüngſten Nachwuchs und die Särge für die
Alten auf Vorrat kauft.

Soll man jenen, die auf die Revolution und die Entente
ſchimpfen, Worte von Vaterland und Patriotismus predigen?
Soll man ihnen, die auf den Nazarener ſchwören und doch nicht im
geringſten ſein Wort beachten, innere Einkehr, Barmherzigkeit
predigen? Gegen ſie iſt Kampf vonnöten. Wie weit auch Be
hörden, wenn der notwendige Wälle da iſt, ſkandglöſe Preisaus-
wücbſe bekämpfen können, beweiſt eine Verordnung Wo e 8, durch
die ſich in Hannover ein Kkeinhandelsvreis für Milch von 63 Mk.
zu derſelben Zeit geſtaltete, als wir in Halle den ſchon erwähnten
Milchpreis von 124 Mk. hatten. Alle in Betracht kommenden Be
hörden, die Regierung, indem ſie fleißig auf das Verhängnisvolle
der Putſche und Krawalle hinweiſen, mögen mit gleichem Fleiß
nicht vergeſſen, dem ſchon um ſich greifenden Weſen der Teuerungs-
demonſtrationen und Tumulte durch ſcharfes Vorgehen gegen die
Räuberei und den Kindermord der raffenden Schieber und
Landwirte zu begegnen. Wenn ſie aufſchreien über Eingriffe in
das geheiligte Eigentum, erwidere man ihnen mit Robespierre:
„Jch fordere den gewiſſenhafteſten Verteidiger des Eigentums auf,
zu erhärten, daß er unter dieſem Worte das Recht verſteht, ſeine
Mitmenſchen auszuplündern und zu morden.“

Aus der Provinz.
Goldrenten für Landbeſttzer.

Unter obigem Titel machte der „Vorwärts“ in ſeiner Nr. 539
ſeinen Leſern eine intereſſante Mitteilung: „Ein Teil der Grund-
eſitzer in den Provinzen Haunover und Sachſen ſitzt nämlich zu

fällig auf einem Boden, aus dem Kohle, Sclz und Petroleum
wird. Dafür beziehen ſie je nach dem Umfang und

er Förderung eine mehr oder minder hohe Rente, die natüvpkich
von dem Unternehmern auf die Preiſe abgewälzt wird. Nun
fordern die Landbeſitzer allen Ernſtes die Anpaſſung dieſer
Rentenbezüge an die Geldentwertung, obwohl ſie Beſitzer von
Goldwerten in Grund und Boden ſind und erhebliche Gewinne
aus ihrer Landwirtſchaft einſtreichen. Diefe Nachricht klang ſo
unglaublich, daß man fie zunächſt mancherorts wohl mit einigem
Mißtrauen aufgenommen haben wird. Erwähnt braucht nicht

werden, daß die Arbeitnehmervertreter in der Arbeitsgemein-
chaft und auch die Preußiſchen Oberbergümter ſich geſchloſſen

gegen die ganz und gar unberechtigte Erhöhung dieſer Renten
ausgeſprochen haben. Wie wir aus ſicherer Quelle mitteilen

können, hat das Preußifche Staatsminiſterium trotzdem den Be-
ſchluß gefaßt. einer Erhöhung dieſer Renten zuzuſtimmen.

rum? Weil in Hannover die Abſtimmung über den Verbleib
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i Preußen vor der Tür ſteht und man den Hannoverſchen Oel-
uern durch die Erhöhung der Renten eine Liebesgabe in den

Schoß werfen möchte, um ſie für Preußen günſtig zu ſtimmen.
Dies iſt ein unerhörter Skandall Die breite Konſumentenſchaft,

die die Kohlen und das tägliche Brot und die Leuchtmittel ſchon
heute nicht mehr beſchaffen kann, verbittet ſich obendrein Liebes

gaben zu bezahlen, für einen kleinen Kreis von gutgeſtellten Groß
F Es muß abgewartet werden, ob der Preußiſche
Srtaatsrat angeſichts dieſer Verhältniſſe wirklich den Mut auf-

bringen wird, mit einer Verordnung der gedachten Art das Land zu
beglücken.“

Großagrariſche Chriſtenliebe.
Das Martyrinum eines Landarbeiters.

8 7 JUnter welch entſetzlicher Not auch heute noch Landarbeiter zu
Ieiden haben, geht aus Folgendem hervor:

Auf dem Rittergut Knautnaundorf bei Lützen, Beſitzer ein
Herr Wagner, verunglückte am 7. September 1920 der landwirt-

er, daß er das Augenlicht faſt vollſtändig einbüßte. Herr
agner ſtellte den Mann an die komplizierte Mafchine, trotzdem er

wiſſen mußte, daß Kopytko keine Ahnung von der Handhabung der
chine und von deren Mechanismus hatte. Das iſt die Folge

des Umſtandes, daß Wagner Facharbeiter nicht bekommt, weil er
ſie miſerabel bezahlt und weil die Maſchinen des Wagner ſich in

en Arbeiter Johann Kophtko an der Kalkſpritzmaſchine ſo v

einem derartig verlotterten Zuſtand befinden, daß jedem Fachmann
ein Grauen ankommt. Der durch das leichtfertige Verſchulden

Wagners faſt erblindete Kophtko erhält von der Landwirtſchaft-
lichen Berufsgenoſſenſchaft eine Rente, die zurzeit wenig mehr als

20 Mk. den Monat beträgt. Von dieſen Bettelpfennigen muß
S Mophtko ſeine Frau und ſeine 10 Kinder, von denen das jüngſte

10 Monate und das älteſte 15 Jahre alt iſt, ernähren. Da dies un-
möglich iſt, hat die Frau Kophtkos auf Arbeit gehen müſſen.
Außerdem hat Kophtko ſelbſt bei Wagner um Beſchäftigung nach-

ſucht. Wagner hat im Vorjahr Kophytko auch wieder eingeſtellt,
hat den Mann aber ſofort wieder zwiſchen geſunde Arbeiter ge
ſteckt und von ihm dieſelben Leiſtungen verlangt wie von den ge-

ſunden Arbeitern. Die Folge war eine neue Hornhaukentzündung
a Kopytko. K. bat darauf Wagner wiederholt, ihn wenigſtens

e wenig zu unterſtützen, da er doch ſeine Kinder nicht ver
ungern laſſen könne. Wagner wies den Mann ab mit den
W en, er er nicht verpflichtet, ihn zu unterſtützen. Kopytko
reichte nun beim Landgericht Klage ein mit dem Ziel, Wagner zur

Zahlung einer laufenden Unterſtützung zu zwingen, weil Wagner
durch leichtfertiges Handeln dir Schuld an der Erkblindung Kopht-
kos trage. Dieſe Klage iſt leider noch nicht erledigt.

Nachdem die Klage erhoben war, mußte ſich Kophtko allerkei
Schikanen und eine grobe Behandkung durch Wagner gefallen
laſſen. Aus dem Verhalten Wagners ging deutktich die Abſicht her
vor, K. auf dieſe Art kirre zu machen und ihn lkos zu werden.
Bei jeder Kleinigkeit erhab Wagner gegen K. Klage, er wurde
aber immer abgewieſen. Zuletzt leiſtete ſich r eine ganz
beſondere Tat. Die Frau K. hat auf dem Wege zum Feld einige
Kartoffeln aufgeleſen und fie am Rande des Feldes hingelegt, um
ſie nach Arbeitsſchluß mit nach Hauſe nehmen zu können.
ſah Wagner und nahm es zum Anlaß, die ſchwangere Frau ſofort
zu entlafſen, weil ſie angeblich geſtohlen habe. Nun ſitzt die ganze
Familie Kophiko ohne irgendwelche nennenswerte Einklinfte da,
und Herr Wagner ſchämt ſich nicht, der Fumilie auch noch das ihr
für dieſes Jahr zuftehende Deputat vorzuenthalten, ſo daß der
Landarbeiterverband erſt eingreifen muß.

Die Familie Kophtko befindet ſich dank des „chriftlichen“ Ver
baltens Wagners in größter Not. Zwar unterftkützen die früheren
Kollegen ihn wo ſie nur können, das langt aber auf keiner Ekke zu,
denn die Leute ſind felber arm wie die Kirchenmäuſe. K. bittet
deshalb die Arbeiterſchaft, Solidarität zu üben und ihn wenigſtens
bis zur Erledigung ſeiner Klage das Leben zu ermöglichen. Ko
pytko wohnt in Knautinaundorf Nr. 31. Es iſt wohl zu erwarten,
daß die „gottvergeſſene fogialdemokratiſche Arbeiterſchaft“ mehr
vraktiſches Chriſtentum üben wird, als der ſchwerverdienende Herr
Wagner.

Merſeburg. Ein Verbrechen. Ende der vorigen Woche
ſtarb hier im Krankenhaus ein junges Mädchen aus einer fleißigen
angeſehenen Familie, die mit ſchweren Verletzungen eingeliefert
worden war. Da man an ein Verbrechen denken mußte, wurde
gerichtlicherſeits die Obduktion vorgenommen, die die Vermutung
beſtätigte. Man fahndet augenblicklich nach dem Täter.

Frankleben. Theaterabend. Am Sonnabend dem
9. Degzember, abends 8 Uhr, findet in Siebecks Saal am Bahnbof
ein Theaterabend ſtatt. Zur Aufführung gelangt das Valuta-
Mädel, Operette in 3 Akten von Pierne Matin. Die Theater
geſellſchaft hatte überall durchſchlagende Erfolge. (Siehe Jnſerat.)

Weißenfels. Einbrecher an der Arbeit. Der Waffen-
handlung Gebrüder Brand ſtatteten in der Nacht zum Sonnabend
einige Waffenliebhaber einen Beſuch ab. Sie waren durch Garten
und Hof in das Geſchäft eingedrungen. Sämtliche Revolver,
ſowie die dazu gehörige Munition wurden mitgenommen. Die
Arbeit am Geldſchrank war vergeblich.

Teuchern. Gemeine Diebestat. Ein Schurkenſtreich
wurde hier vor einigen Tagen ausgeführt, indem Diebeszeſindel
dem Jnvaliden B. ſeinen Kleidenſchrank vollſtändig ausräumte.
Es iſt eine unerhörte Roheit, den armen Jnvaliden, die nicht
wiſſen, wie ſie ihr Leben friſten ſollen, ihre Kleidung zu ſtehlen.

„Deuben. Der begehrte Telephondraht. Leitungs
diebſtähle in beträchtlichem Umfange werden aus der bieſigen Um
gebung gemeldet. Die Telephonleitungen Deuben-- Teuchern
ſowie eine Starkſtromleitung bei Gröben wurden arg „mitgenom
men“. Der Wert des Drahtes wird auf 500 000 Mk. beziffert. Der
Tars ſoll im Auto in Nummer Sicher gebracht worden ſein.
bier mu

Telephonleitungen bedeuten eine ſchwere, öffentliche Gefahr.

t

Landwirt wurde durch ein verdächtige

ſcharf durchgegriffen werden. Die Diebſtähle an den d

Trebnitj. Beim Einbruch B. Ein hieß
et un fänden datſſehen L e enachts t und fand beim Nachſehen Einbrecher vor. SWetee machte wegen der drohenden Haltung derſelben von eiy

Schußwaffe W und tötete einen. Die Jdentität des Ef
ſchoſſenen konnte noch nicht feſtgeſtelkt werden.

Waſſerleben. Opfer der Arbeit. Jn der Zuckerfabrik wun
ein auswärtiger, dort beſchäftigter Arbeiter beim Rangieren üb
r An den erlittenen Verletzungen iſt er bald darauf
torben.

Große Eiſendahnaiebſtähie in Aſchersleben.
Vor der Strafkammer in Halberſtadt ſtanden 47 Angeklagtie, de

während und nach dem Krieg auf dem r in Aſchers
leben Diebftähle in größerem Umſange ausge haben. Die
Täter faſt durchweg Eiſenbahnbeamte oder arbeiter hatten
die zur Beförderung aufgegebenen Güter teilweiſe aus den offenen
Eiſenbahnwagen herausgeholt, teilweiſe ſollen ſie erſt die Wagen
erbrochen und ſich dann die Güter angeeignet haben. Eine Anzahl
von Perſonen hat ſich nicht an der Ausführung der Diebftähls
ſelbſt beteiligt, aber von den geſtohlenen Sachen größere Mengen
abgenommen. Unter den Zeſohlenen ken befanden ſich über
50 Paar Schuhe, etwa 50 Fahrradmäntel, e Mengen vor
Zigaretten und Schokolade, Fahrräder, grütner Militärſtoff, ein
Kiſte Sunkichtſeife, eine Wagenladung mit Keks, Zuder, eine Zen-
trifuge, Karbid, Mehl, Wein Kognak, Kleiderſtoffe, ein Faß
Norddäuſer, ein Sack Weizen, Fern erf rigen Fenſterriemen und
ein ierrock, kurz alles, was ihnen in die Hände fiel.

Bei den vielen Diebſtählen, die auf dem Rangierbahnhof aus
geführt wurden und die allen Bedienſteten guf dem Bahnhof be
kannt waren, dürfte es keinen Zweifel unterliegen, daß diejenigen,
die von anderen Sachen erhiellen, auch wußten, daß diefe Sachen
aus Eiſenbahndiebſtählen herrührten; ſie v len fich alſo der
Hehlerei ſchuldig gemacht haben. Faft alle Angeklagten widerriefen
in der Verhandlung ihre früher gemachten Angaben und be-
haupten, dieſe unter dem Drucke der Ermittlungsbeamten, welche
ſehr ſchroff mit ſofortiger Feſtnahne gedreht hätten, gemacht
haben. Der Staatsanwalt führte aus, daß bei der Staatsanwait
chaft mehr als doppelt Lunr angegzeigt geweſen ſei. Jn keinem

der verhandelten Fälle konnte ein ſchwerer Diebſtahl feſbgeſtehtwerden, da nicht nachgewieſen wurde, daß auch nur ein Vager

gewaltſam geöffnet ſei. Es frage ſich agber,ob nicht in einigen Fällen Vandendiebſtahl vorläge. Der
ſich aber, ob nicht in einigen Fällen Bandendiebſtahl vorläge. Der
Staat anwalt beantragte Gefängnisſtrafen von 3 Monaten bis
u 1 r 6 Monaten und Geldytrafen 6000 bis 30 Mark

Nach ndigen Ausführungen der Verteidiger und nach 21ſtün-
diger Beratung des Gerichtshofs wurde das Urteil verkündet. Do
vier Har r er 1 Jahr 6 Mongte Gefängnis
bzw. 1 r 8 Monate Gefängnis, einige gndere Angeßlagten
5 bis 8 Monate Gafängnis. Eine lange Reihe der übrigen An
geklagten erhielt Ge W on 500 bis 25 000 Mark. Frei

e See We W doh einet etzi i ung umd Zahl eifehr betr el Wehbrge ne in um nert.

Zörbig. Ende des Bade- und Kwurhauwſes. Jn der
letzten Stadtveroxdnetenfizung am Freitag, die beſonders zur
Regelung diefer Frage ginberuferr war, wurde vern das Schicſaldes Vade und r errdiriältig Prſtegelt. Der Vadebelries
bleibt gefchloſfen; die Räume werben zu Wohnungen umgebaxt,

Friedersdorf. Wohnungsnot und Landratsamt.
See h Wobngng Skommitffion hat das
andra n e na er nung ein hieſigeArbeiters an k. fFf Arte c

weiſe 2rcgelt t werden.
betreffende

Grund wird angegeben, daß der Arbeiter fein e r noch
ain dieſem e doch

etwas zu ſchablonenmäßig verfahren warden e beffer
geweſen, man hätte erſt einmal die noch keerft n Wohnun
S boſchlagnahmt. Es ftehen u. a. noch keer, eine bei

chebel, Koch, Angerweg; Grünbach, Muldenſteiner
Straße und bei Buſch, Die Wohnnitg bei Schiebek
iſt ſeit April frei. Vielleicht vernnlaßt das Landratsamt die hieſiohnungskvanmiſſion zur Beſchkagnahme der cher e e t

nungen. Dann wäre im Kampf gegen die hnungsnot mehr
erreicht, als durch das Herausfetzen des Arbeiters aus ſeiner
jetzigen Wohnung.
Kloſter Zinna. Neue Opfer der Granaten undMinenſucherei. Zwei Tote, ein Schwegrverketber. Wir berichteten bereits in unſerer e Nummer über ein

ſchweres Exp ionsnunglück in Kummersdorf, wo eine Grauate
Vaker und Sohn, die vom „Kugelfang zurückkehrten und ſich aneinem gefundenen Geſchoß zu ſchaffen machten, zerriß. Je
müſſen wir ſchon wieder über ein ſchweres Unglück berichten. Sonn-
tag nachmittag explodierte hier auf dem Grundſtück des Webers
Michaelis eine Mine im Gewicht von 1 Zentner. Der Beſitzer
des Grundſtücks klopfte im Beiſein des Arbeiters Otto Spiel-
bagen aus Kloſter Zinna und eines Arbeiters aus Luckenwalde an
der Mine herum. Hierbei erfolgte ihre Exploſion, durch die der
Weber Michaelis ſofort getötet wurde; in Stücke zerriſſen blieb er
an Ort und Stelle liegen. Dem Arbeiter Spiekhagen iſt der linke
Unterſchenkel abgeriſſen worden, er erlitt weiter verſchiedene Ver
wundungen am Kopf und an den Hänben, das rechte Auge wurde
herausgeriſſen. Der dritte Beteiligte erlitt Brandwunden im
Seſicht, an Händen und Füßen und eine ſchwere Verletzung am
Dbr. Spielhagen und der Luckenwalder Arbeiter wurden nach
Anlegung eines Notverbandes ſofort in das JohanniterKranken
haus in Jüterbog eingeliefert, wo jedoch der erſtere bereits vor
der Operation verſchieden iſt. Der ziveite livgt ſo ſchwer darnieder,daß an ſeinem Aufkommen gezweifelt wie

Grünewalde. Aus der Gemeinde. Die letzte Gemeinde
vertreterfitzung nahm zunächſt Kenntnis von verſchäiedenen, die
eneindebertretung berührenden Eingämgen. Unter anderem

wurde nochmals zur Ziegenbockhaltung Stellung genommen. Der
Hebung der Ziegenzucht foll größere Aufmertſamkeit geſchenkt
werden. Durch Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts iſt der
Einſpruch der LinkeHofmann Akt.Geſ. (Lauchhammer) gegen die
Erhebung eines Wertzuwachsſteuerzuſchlags auf Grund beſonderer
Stenerordnung zurüchgewieſen worden. Die Erhebung der Steuer
iſt zu Recht erfolgt. Dem Moonſchen Blindenverein wurden aus
Gemeindemitteln 500 Mk. bewilligt. Für den ProvinzialBlinden
verein ſoll gine Ortsſammlung s werden. Die veraltete
Friedkofsordnung bedarf der gründlichen Aenderung. Evtl. ſoll
dieſe durch eine zeitgemäße Ordnung erſetzt werden. Bis zur
Vorlage einer neuen Ordnung werden die Gebührenſätze etwa um
das Zehnfache der bisherigen Sätze erhöht. Das beſtehende Vor
recht verſchiedener Familien wird beſeitigt. Da das Sterben auch
eine teure Sache geworden iſt, ſoll die Kommunaliſierung des Be
erd gungsweſens ins Auge gefaßt werden. Die Zahlung der
Fienſtentſchädigung der Gemeindeangeſtellten ſoll nach ſtaatlicher
Jeſoldungsordnung erfokgen. Der Gemeindevorſteher erhält die
Bezüge der Klaſſe VI. Die übrigen Angeſtellten erhalten die
r der Klaſſe III unter Anwendung je nach Umfang
der Dienſtleiſtung feſtgelegter Prozentſätze. Die Anſchlußgebühr
für den Anſchluß an die Ortslichtleitung wird, da anderweit die
Koſten für die Erbauung des Stromnetzes nicht gedeckt werden
können für jede Brennſtelle und jeden PS.Kraſtanfchluß auf
300 Mk. feftgefetzt. Ueber die Regelung des Nachlaſſes einer Orts
armen ſoll mit den Angehörigen verhandelt werden, da die Ge
meinde Anſpruch auf die Ueberlaſſung des Nachlaſſes erheben
kann. Durch Vorlage eines zweiten Nachtrags zur Hundeſteuer
ordnung ſollen die Erträze dieſer Steuer, als einer direkten
Steuer, erhöht werden. Luxushunde ſollen dabei beſonders er
faßt werden. Zum Schluß wird von der Abrechnung des Aus
ſhuſſes zur Errichtung einer Gedächtnisſtiftung zum Andenten an
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